
Beilage 1 

Übersicht Massnahmen Sozialhilfe – Schlussbericht, Stand 31. Dezember 2011 
 
Hinweise: Die nachfolgenden Tabellen zeigen den Stand der Bearbeitung der 132 Massnahmen und Empfehlungen auf, welche in den folgenden 
Massnahmenkatalogen enthalten sind: 
 
• Umsetzungsbericht Sozialhilfe des Gemeinderats vom 27. Februar 2008 (vgl. die nachfolgende Tabelle A) 
• Zwischenbericht des Finanzinspektorats der Stadt Bern vom 16. Juni 2008 (vgl. die Tabelle B) 
• Empfehlungen des Ausschusses der stadträtlichen Kommission für Soziales, Bildung und Kultur (vgl. die Tabelle C) 
• Ergänzende Massnahmen gemäss Schlussbericht des Gemeinderats der Stadt Bern vom 11. Dezember 2008 (vgl. die Tabelle D) 
 
Die Massnahmen des gemeinderätlichen Grundsatzpapiers Sozialhilfe vom 12. September 2007 gehen in den oben aufgeführten Massnahmenkata-
logen auf. Auf sie wird jeweils bei der entsprechenden Massnahme verwiesen. 
 
Die Tabellen zeigen insbesondere, welche Massnahmen seit der letzten Berichterstattung per 31. Dezember 2010 neu abgeschlossen wurden. Nicht 
aktualisiert wurden die Erläuterungen zu den bereits mit früheren Reportings abgeschlossenen oder dort als Daueraufgabe bezeichneten Massnah-
men und Empfehlungen. 
 
Die Massnahmen und Empfehlungen werden in den nachfolgenden Tabellen in folgende Kategorien eingeteilt: 
• Massnahmen in Arbeit 
• Umgesetzte Massnahmen und Empfehlungen 
• Daueraufgaben, welche laufend erfüllt werden und keine besonderen Abklärungen bzw. Projektarbeiten mehr erfordern 
• Aus rechtlichen Gründen abgeschriebene Massnahmen und Empfehlungen 
• Aus finanziellen oder verwaltungsökonomischen Gründen abgeschriebene Massnahmen und Empfehlungen 
 
Diese Kategorien lassen sich teilweise nicht scharf trennen. Dies gilt vor allem für die Unterscheidung von „umgesetzten Massnahmen und Empfeh-
lungen“ und „Daueraufgaben“. Wo der Aspekt der Sicherung der künftigen, ordnungsgemässen Dossierführung überwiegt, wurde eine Massnahme 
bzw. Empfehlung der Kategorie „Daueraufgabe“ zugeordnet. Wo hingegen die Hauptarbeit in der Analyse und Veränderung eines bestehenden Ar-
beitsansatzes bestand, wurde die Kategorie der „umgesetzten Massnahmen und Empfehlungen“ gewählt. 
 
Die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Massnahmen sind in der Spalte Bemerkungen ersichtlich. 
 
In der nachfolgenden Übersicht werden die folgenden Abkürzungen verwendet: GP steht für Grundsatzpapier, IKS für Internes Kontrollsystem, DA 
für Datenaustausch und K für Kommunikation. Massnahmen des Finanzinspektorats sind mit der Abkürzung FI gekennzeichnet, diejenigen der 
Kommission für Soziales, Bildung und Kultur mit SBK und die Massnahmen des gemeinderätlichen Schlussberichts mit SB. Weiter wird für das 
elektronische Klienteninformationssystem des Sozialdienstes die Abkürzung KISS verwendet. 
 
Massnahmen, die seit dem Reporting per 31. Dezember 2010 neu abgeschlossen wurden, sind in den Tabellen A bis D grün hinterlegt. 
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Statistische Angaben 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt den Stand der 132 Massnahmen per 31. Dezember 2011 auf.  
 

 Total In Arbeit  Bearbeitung abgeschlossen, Massnahme bzw. Empfehlung... 

Massnahmenpaket Total 
Mass- 
nahmen 

Massnah-
men in 
Arbeit 

In % wurde 
umge-
setzt  

In % ist eine 
Dauerauf-
gabe  

In % ist aus 
rechtlichen 
Gründen 
nicht um-
setzbar 

In % ist aus finanziel-
len oder verwal-
tungsökonomi-
schen Gründen 
nicht umsetzbar 

In % 

Umsetzungsbericht Sozialhil-
fe des Gemeinderats 

25 0 0 % 22 88 % 3 12 % --- --- --- --- 

Empfehlungen Zwischenbe-
richt des Finanzinspektorats 

64 0 0 % 47 73.5 % 11 17.2 % 5 7.8 % 1 1.5 % 

Empfehlungen SBK-
Ausschuss 

28 0 0 % 20 71.5 % 5 17.8 % 3 10.7 % --- --- 

Ergänzende Massahmen im 
Schlussbericht des Gemein-
derats 

15 0 0 % 14 93.3 % 1 6.7 % --- --- --- --- 

Total 132 0 0 % 103 78 % 20 15.2 % 8 6 % 1 0.8 % 

 

Zusammenzug Total In Arbeit  Bearbeitung abgeschlossen  

Stand 31. Dezember 2011 132 0 0 % 132 100 % 

 
Zum Vergleich: 
 

Stand 31. Dezember 2010 132 12 9 % 120 91 % 
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A. Umsetzungsbericht Sozialhilfe des Gemeinderats der Stadt Bern vom 27. Februar 2008 

 

Nr. Kurzname Inhalt der Massnahme Stand der Arbeiten per 31.12.2011 Status Bemerkungen 

Internes Kontrollsystem IKS 

1 IKS-1 Information der Klientschaft über Kontrolle 
und Sanktionen 

Ein Informationsblatt über die verstärk-
ten Kontrollen wird bei Erstkontakten in 
sechs verschiedenen Sprachen abgege-
ben und ist zudem im Internet (unter 
bern.ch > stadtverwaltung > bss > sozi-
alamt > sozialdienst > downloads_view) 
aufgeschaltet. Zudem wird in den Bera-
tungsgesprächen auf die verstärkten 
Kontrollen hingewiesen. 

Umgesetzt 

 

Vgl. auch FI 15 
und SB a. 

2 IKS-2 Überarbeitung der Stichwörter Von den 132 Stichwörtern, die den Voll-
zug der Sozialhilfe näher regeln, wurden 
126, also 95%, von der Verwaltung 
überarbeitet. Die restlichen 6 Stichwörter 
sind zur Zeit noch in Überarbeitung und 
werden voraussichtlich im ersten Quartal 
2012 abgeschlossen werden können. 

109 der überarbeiteten Stichwörter wur-
den von der Sozialbehörde bereits ge-
nehmigt. Die verabschiedeten Stichwör-
ter werden laufend im Internet aufge-
schaltet.  

Umgesetzt 

 

Vgl. auch  
SB k sowie K-6. 

3 IKS-3 Weiterbildung Mitarbeitende betr. Miss-
brauch/Kontrolle 

Verschiedene Schulungen mit den 
Schwerpunkten Kontrolle, Missbrauch 
und Sanktionen haben bereits stattge-
funden. Die Weiterbildung in diesem 
Themenbereich ist eine Daueraufgabe. 

Daueraufgabe Vgl. auch  
GP 5.1 g. 
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4 IKS-4 Reduktion der Fallbelastung der Mitarbei-
tenden des Sozialdienstes 

Durch die Schaffung von zusätzlichen 
Stellen und die Schaffung von Sozialre-
visorat und Sozialinspektorat konnte eine 
teilweise Entlastung der Mitarbeitenden 
erreicht werden. Eine weitere Entlastung 
bringt die vom Kanton im März 2009 be-
willigte Aufstockung des Administrativ-
personals. Die zusätzlichen Stellen wur-
den im Juni 2009 ausgeschrieben und 
konnten grösstenteils bereits besetzt 
werden. Die Fallbelastung pro 100%-
Stelle Sozialarbeiter/in liegt innerhalb 
der kantonalen Vorgaben. Wegen der 
hohen Fluktuationsrate im Sozialdienst 
ergeben sich zurzeit aber trotz der Ein-
haltung der Fallbelastungsgrenzen er-
hebliche Belastungen der Mitarbeiten-
den. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 19, 
21 und SBK-18 
sowie 
SB f, FI 60, 63 
und 64. 

5 IKS-5 Risk-Management (Risikoanalysen, Be-
stimmung von Risikogruppen) 

Die Geschäftsleitung des Sozialamts hat 
im Februar 2011 die von einer Arbeits-
gruppe des Sozialamts definierten Risi-
ken und deren Beurteilungen genehmigt. 
Im Anschluss daran hat die Arbeitsgrup-
pe Massnahmen zur Verhinderung bzw. 
Eingrenzung der erkannten und als er-
heblich eingestuften Risiken erarbeitet. 
Es geht dabei vor allem um Prozess- und 
rechtliche Risiken sowie die Sicherheits-
risiken. 

Diese Massnahmen wurden in den ver-
schiedenen Bereichen umgesetzt, resp. 
sind in Umsetzung.  

Umgesetzt Vgl. auch GP 5.2 
b, SB f sowie FI 
60, 63, 64 und 
SB f. 
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6 IKS-6 Zusammenarbeitsverträge Eine Überprüfung und Auswertung der 
Zusammenarbeitsverträge wurde einge-
führt. Prüfintervall und Laufzeit der Zu-
sammenarbeitsverträge wurden auf 6 
Monate reduziert. Dadurch und durch die 
enge Koppelung der Zulagen an die Zu-
sammenarbeitsverträge wurden diese 
Vereinbarungen als Steuerungs- und 
Kontrollinstrumente aufgewertet. Zudem 
wurden Grundsätze für die Fallsteuerung 
entwickelt, welche Rückwirkungen auf 
die Zusammenarbeitsverträge haben. 
Die Kontrolle der Zusammenarbeitsver-
träge und der Finanzpläne sind wichtige 
Führungsaufgaben, welche mittelfristig 
auch durch technische Lösungen unter-
stützt werden sollen. Die entsprechende 
Informatiklösung kann jedoch voraus-
sichtlich erst Ende 2012/Anfang 2013 
realisiert werden. Die Massnahme ist 
somit inhaltlich umgesetzt, wird informa-
tikmässig aber noch nicht unterstützt. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 20 

sowie 
FI 60, FI 63, FI 
64 und SB f. 

7 IKS-7 Standardisierung und Dokumentation der 
Prozesse 

Vgl. dazu die Ausführungen zur Mass-
nahme SB d (Nr. 121). 

Umgesetzt Vgl. auch SB d. 

8 IKS-8 Anfrage bei Behörden, Datenaustausch Seit 1.9.08 erlauben die gesetzlichen 
Grundlagen den Online-Zugriff auf Daten 
des Strassenverkehrsamtes; die Abfra-
gen erfolgen standardmässig bei Fal-
laufnahme und später punktuell bei Be-
darf. Bis zur ev. Schaffung einer gesetz-
lichen Grundlage für Auskunftspflichten 
Dritter im Rahmen der Teilrevision SHG 
sind spezifische Vollmachtsformulare für 
die systematische Erfragung von AHV- 
und Steuerdaten geschaffen und mit 
Datenschützer bzw. FI abgesprochen 
worden. Die Vollmachten werden in der 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 47 
SB b 
SB c 

sowie 
DA 1+2 
DA 4-6 
SBK 8+9 
SBK 12. 
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Praxis eingesetzt. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
FI 47 bearbeitet, vgl. dazu auch die Aus-
führungen zur Massnahme FI 47. 

9 IKS-9 Sozialrevisorat (Schaffung) Das Sozialrevisorat wurde im Juli 2008 
geschaffen und erste systematische 
Fallprüfungen vorgenommen (z.B. Revi-
sion aller Dossiers von Selbständiger-
werbenden).  

Umgesetzt 

 

GP 5.2 b. 

10 IKS-10 Sozialinspektorat (Schaffung) Das Sozialinspektorat hat im Sommer 
2008 seine Tätigkeit aufgenommen. Das 
neu geschaffene Team übernimmt Spe-
zialabklärungen, insbesondere in Fällen 
mit Missbrauchsverdacht. Der Kanton 
hat Ende März 09 die definitive Schaf-
fung von Sozialinspektoraten beschlos-
sen. 

Umgesetzt  

11 IKS-11 Polizei (vertiefte Zusammenarbeit) In der Teilrevision des Sozialhilfegeset-
zes (SHG) wurde neu eine Regelung 
beschlossen, welche ausdrücklich den 
Informationsfluss zwischen der Sozialhil-
fe und den Polizeiorganen regelt und die 
Polizeiorgane zur Erteilung der für den 
Vollzug der Sozialhilfe nötigen Auskünfte 
verpflichtet. Die neue Regelung wurde 
per 1. Januar 2012 in Kraft gesetzt. Die 
rechtlichen Voraussetzungen für eine 
vertiefte Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Sozialdienst sind somit gegeben.  

Umgesetzt GP 5.2 b. 

12 IKS-12 Inkassodienst (Stärkung der Zusammenar-
beit mit dem Sozialdienst) 

Die Zusammenarbeit wurde ausgebaut. 
So wird heute bei neu eröffneten Fällen 
vom Inkassodienst die Frage der Ver-
wandtenunterstützung geprüft und bei 
allen abgeschlossenen Fällen eine Ab-
rechnung des Dossiers vorgenommen. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 12. 

13 IKS-13 Beschäftigung (für arbeitsfähige Personen Die einjährige Pilotphase Testarbeits- Umgesetzt Vgl. auch 
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steht umgehend ein Arbeits- bzw. Beschäf-
tigungsplatz zur Verfügung) 

plätze läuft seit dem 1. Juni 2010. Die 
ersten Erfahrungen zeigen, dass die 
Testarbeitsplätze ein gutes Mittel zur 
Beurteilung von unklaren Situationen 
sind und zur Verhinderung von Schwarz-
arbeit und Sozialhilfemissbrauch beitra-
gen. Die Testarbeitsplätze ergänzen das 
bisherige Abklärungs- und Kontrol-
linstrumentarium des Sozialdienstes und 
erlauben eine rasche Beurteilung von 
Arbeitsfähigkeit und Arbeitsmotivation. 
Sie bilden Bestandteil der Strategien und 
Massnahmen zur Förderung der berufli-
chen und sozialen Integration in der 
Stadt Bern 2010-2013, die vom Stadtrat 
am 3. Juni 2010 zustimmend zur Kennt-
nis genommen worden sind. 
Ob und in welchem Ausmass die Testar-
beitsplätze weitergeführt werden, wird 
nach Abschluss der Pilotphase nach dem 
31. Mai 2011 von der kantonalen Ge-
sundheits- und Fürsorgedirektion ent-
schieden. 

FI 37  
SB I 

sowie 
SBK 06. 

Datenaustausch 

14 DA-1 Amtshilfe: Ausschöpfung des gesetzlich 
zulässigen Datentransfers 

Die bestehenden rechtlichen Möglichkei-
ten des Datenaustauschs werden ausge-
schöpft. Für weitergehende Datenzugrif-
fe braucht es neue Rechtsgrundlagen, 
welche durch den Bund und/oder den 
Kanton geschaffen werden müssen.  

Umgesetzt Vgl. auch IKS-8, 
IKS-11, DA-2, 
DA-4, DA-5, DA-
6 sowie SBK 8, 
9 und 12. 

 

15 DA-2 Strassenverkehrsamt: Klärung der Rechts-
lage und Praxisvereinheitlichung 

Der Zugriff auf die Daten des Strassen-
verkehrsamtes ist aufgrund der Ände-
rung der kantonalen Gesetzgebung seit 
September 2008 realisiert. Die Online-
Abfrage ist seit Sommer 2009 ebenfalls 
möglich und wird praktiziert. 

Umgesetzt Vgl. auch IKS-8, 
DA-1, DA-2, DA-
5, DA-6, FI 47 
und SBK 8,9,12. 

16 DA-3 Strafprozessrecht/Datenschutzgesetz: Klä- Das Sozialamt konstituiert sich bei Be- Umgesetzt Vgl. auch IKS-8. 
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rung der Rechtslage, klare Kriterien für 
Auskunftserteilung 

darf als Privatklägerin, um Aktenein-
sichts- und Parteirechte zu erhalten.   

17 DA-4 Amtsgeheimnisentbindung/Delegation der 
Entbindungskompetenz (auf Ebene Kanton, 
mittels Gesetzesauslegung oder Gesetzes-
revision) 

Umfangreiche rechtliche Abklärungen 
zum Amtsgeheimnis und zum Datenaus-
tausch sind erfolgt. Gestützt darauf steht 
fest, dass für Amtshilfe, welche kantona-
le Stellen zu Gunsten der Sozialhilfe 
erbringen, grundsätzlich keine Entbin-
dung vom Amtsgeheimnis nötig ist. Die 
mit der Massnahme angestrebten Ziele 
können weitgehend erreicht werden. Im 
Rahmen der Massnahme DA-4 wurden 
zudem die geltenden Bestimmungen 
über Auskunfts- und Schweigepflichten 
in einem neu erarbeiteten Stichwort zu-
sammengefasst. Für die Sozialarbeiten-
den konnte so eine umfassende und ak-
tuelle Praxishilfe zur Verfügung gestellt 
werden. Zusätzliche Möglichkeiten für 
den Datenaustausch wird voraussichtlich 
die Revision des kantonalen Sozialhilfe-
gesetzes ab 2012 bringen. 

Umgesetzt Vgl. auch IKS-8, 
DA-1 und DA-5 

18 DA-5 Schweigepflicht nach Artikel 8 SHG (An-
passung analog Basel-Stadt) 

Die Neuausgestaltung der Schweige-
pflicht gemäss Art. 8 SHG (Stand Ver-
nehmlassung) führt zu wesentlichen 
Vereinfachungen im Datenverkehr und 
zu grösserer Transparenz - auf hohem 
Niveau und mit ausschliesslicher Wir-
kung für den Gesetzgebungsbereich des 
Kantons. Punkto Vereinfachung ist von 
grosser Bedeutung, ob der Sozialdienst 
lediglich subsidiär (d.h. nach erfolgloser 
Geltendmachung bei Klientel) bei den 
auskunftspflichtigen Stellen die benötig-
ten Auskünfte einholen kann, und ob 
Onlineabfragen - z.B. im Steuerbereich - 
möglich sind. 

Ein Review ist 2012, nach der Teilrevisi-

Umgesetzt Vgl. auch IKS-8 
DA-1 und DA-4. 
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on SHG, geplant. Je nach Ergebnis der 
Teilrevision des SHG sind weitere politi-
sche Interventionen vorgesehen. 

19 DA-6 Abrufverfahren: Ermöglichung von Online-
Abfragen, Anpassung des übergeordneten 
Rechts (Kanton, Bund) 

Online-Abfragen sind neu beim Stras-
senverkehrsamt zugelassen, und auch 
seit Sommer 2009 technisch möglich.  
Im Übrigen müssen die entsprechenden 
rechtlichen Voraussetzungen vom Kan-
ton (ev. vom Bund) noch geschaffen 
werden. 

Umgesetzt Massnahmen 
liegen in der 
Kompetenz von 
Kanton und ev. 
Bund; vgl. auch 
IKS 8, DA-2, 
SBK 09 und SBK 
12. 

Kommunikation 

20 K-1 Steuerungsvorgaben/Kennzahlen/Statisti-
ken (Verbesserte Orientierung von Pro-
duktegruppenbudget und Jahresbericht an 
politischer Relevanz und Steuerbarkeit) 

Steuerungsvorgaben und Kennzahlen 
wurden neu festgelegt. Das neu gestalte-
te Produktegruppenbudget 2009 wurde 
vom Stadtrat und vom Volk genehmigt.  

Umgesetzt  

21 K-2 Controlling: Schaffung einer zentralen Con-
trollingstelle beim Stab Sozialamt 

Das zentrale Controlling wurde zentral 
im Stab des Sozialamtes angesiedelt. 

Umgesetzt  

22 K-3 Sozialhilfestatistik: Regelmässigere Kom-
munikation an Politik und Öffentlichkeit 

Die Sozialhilfestatistik wird im November 
2009 erstmals im Internet aufgeschaltet. 

Daueraufgabe Zusammenhang 
mit K-4, SBK 10 
und SBK 17. 

23 K-4 Sozialhilfereport: halbjährliche, grafisch 
aufbereitete Kommunikation wichtiger Sozi-
alhilfedaten 

Der Sozialhilfereport wird im November 
2009 erstmals publiziert und im Internet 
aufgeschaltet. 

Daueraufgabe 

 

Zusammenhang 
mit K-3, SBK 10 
und SBK 17. 

24 K-5 Leitbild Sozialdienst: Erarbeitung eines So-
zialdienst-Leitbilds unter dem Lead der Be-
reichsleiterin 

Das Leitbild des Sozialdienstes wurde 
erarbeitet und im Dezember 2008 verab-
schiedet. 

Umgesetzt  

25 K-6 Internet: Benutzerfreundlichere Information 
über soziale Angebote auf www.bern.ch 
(Internet-Sozialführer), Publikation der 
Stichwörter 

Der neue Internet-Auftritt ist seit 03. No-
vember 2009 umgesetzt. Die Inhalte 
werden laufend überprüft und erweitert 
bzw. den Veränderungen angepasst. 
Nebst den bereits aufgeschalteten Infor-
mationen werden auch die Richtlinien 
(Stichwörter) bis Ende 2010 aufgeschal-
tet sein. 
Mit diesen zusätzlichen Informationen 

Umgesetzt vgl. auch 
IKS-1, 
IKS-2, 
K-3 und K-4 
SBK 10 
SBK 17. 
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verfügt die Öffentlichkeit über umfassen-
de und periodisch aktualisierte Informa-
tionen über die Angebote der Sozialhilfe 
in der Stadt Bern. 
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B. Zwischenbericht des Finanzinspektorats der Stadt Bern vom 16. Juni 2008 

 

Nr. Kurzname Inhalt der Empfehlung FI Stand der Arbeiten per 
31.12.2011 

Status  

 

Bemerkungen 

26 FI 01 Keine Empfehlung notwendig, die 
fehlenden Intakeprotokolle sind auf 
die Zeit vor der Einführung eines zent-
ralen Intakezentrums zurückzuführen. 

 Umgesetzt  

27 FI 02 Wir empfehlen, die Sozialhilfeleistun-
gen erst auszuzahlen, wenn die Ver-
fügung (Finanzplan) von beiden Sei-
ten unterzeichnet wurde. Zudem emp-
fehlen wir, den Finanzplan bei Verän-
derungen der Lebenslage zur Verhin-
derung von Falschzahlungen jedes 
Mal neu zu erstellen. 

Eine Anpassung des Finanzplans bei 
jeder geringfügigen Änderung ist aus 
verwaltungsökonomischen Gründen 
nicht zweckmässig (Bsp.: Miet-
zinsanpassung). Der Finanzplan wird 
für maximal 6 Monate erstellt und 
dann überprüft. 
Der Sozialdienst erstellt jedoch im-
mer dann einen neuen Finanzplan, 
wenn grössere Veränderungen in 
einem Unterstützungssystem eintre-
ten (Bsp.: Geburt eines Kindes; 
Wegzug aus dem Familiensystem; 
Umzug). Auch bei einem laufenden 
Finanzplan werden die Monatsbud-
gets im Rahmen des Finanzplans 
den jeweiligen aktuellen Gegeben-
heiten angepasst. Der Finanzplan ist 
somit der mittelfristige Rahmen, wel-
cher die Grundlage für die monatli-
chen Budgets und damit auch für die 
Auszahlungen bildet. Kurzfristige 
Anpassungen der Auszahlungen sind 
somit immer auch ohne Änderung 
des Finanzplans möglich. Die kurz-
fristige Anpassung des Finanzplans 

Aus verwaltungsökonomi-
schen Gründen nicht um-
setzbar 
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würde somit vor allem zu erhebli-
chen administrativen Mehraufwen-
dungen führen, jedoch keinen prakti-
schen Nutzen generieren. 

Der Finanzplan ist eine Verfügung 
und muss deshalb zu seiner Gültig-
keit von der unterstützten Person 
nicht unterschrieben werden. Hinge-
gen dient der unterschriftlich bestä-
tigte Empfang im Rahmen der Verfü-
gungseröffnung zu Beweiszwecken. 

Jeder Finanzplan wird standardmäs-
sig von der vorgesetzten Stelle ge-
prüft und genehmigt/nicht geneh-
migt. Damit ist sichergestellt, dass 
die Finanzpläne und damit die Aus-
richtung der Sozialhilfe richtlinien-
konform sind. 

28 FI 03 Kein Handlungsbedarf. Abweichungen 
wurden in der Einzelberichterstattung 
erklärt und falls nötig korrigiert. 

 Umgesetzt  

29 FI 04 Wir empfehlen, periodisch von den 
Klienten den Zahlungsbeleg für die 
Miete zu verlangen. So können Miet-
erhöhungen bzw. Mietsenkungen 
festgestellt werden. 

Zahlungsbelege für Mietzinszahlun-
gen werden periodisch (in der Regel 
zweimal pro Jahr) verlangt. 

Umgesetzt Vgl. IKS-6 und  
IKS-7. 

30 FI 05 Wir empfehlen, Mieten nur gegen 
Vorweisen des Mietvertrages auszu-
zahlen. 

Mieten werden nur bezahlt, wenn der 
Mietvertrag vorliegt. 

Umgesetzt Vgl. IKS-6 und 
IKS-7. 

31 FI 06 Wir empfehlen, periodisch die Zah-
lungsbelege der Krankenkassenprä-
mie mit den Auszahlungen des Sozi-
aldienstes abzustimmen. So können 
keine Falschzahlungen ausgelöst 
werden. 

Umgesetzt, Prämienzahlungen erfol-
gen gemäss den kantonalen Vorga-
ben neu direkt an die Versicherer. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 39. 
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32 FI 07 Die ohne entsprechendes Stichwort ausbe-
zahlten situationsbedingten Leistungen be-
trachten wir nicht als wesentlich. Bei einem 
so vielschichtigen Thema ist es möglich, 
dass bei einzelnen Sachverhalten ohne 
Stichwort (Ausnahme- bzw. Einzelfälle) 
ausbezahlt wird. Wichtig erscheint uns hier, 
dass diese immer dem Internen Kontrollsys-
tem und somit dem Vieraugen-Prinzip un-
terstellt sind. 

Das Vieraugenprinzip richtet sich nach 
der Finanzkompetenzregelung. Die ent-
sprechenden Leistungen müssen bei der 
Team-/Sektionsleitung beantragt werden. 

Umgesetzt  

33 FI 08 Wir empfehlen eine Spezialisierung von 
einzelnen Sozialarbeitenden für Subsidiari-
tätsfragen. Diese sollten als Ansprechper-
sonen für alle Sektionen gelten. 

Die Prüfung der Subsidiarität ist eine 
Kernaufgabe der Sozialarbeit und muss 
in jedem Fall obligatorisch erfolgen. Die 
generelle Zuweisung dieser Frage an 
spezialisierte Personen ist deshalb nicht 
zweckmässig. Spezialisierte Stellen wer-
den jedoch fallweise beigezogen. 

Umgesetzt Vgl. FI 18, 52. 

34 FI 09 Wir empfehlen, jährlich und standardisiert 
mittels Vollmacht des Klienten sicherzustel-
len, dass dem Sozialdienst die Steuerdaten 
direkt von der Steuerverwaltung mitgeteilt 
werden können. So können deklarierte Ein-
kommen und Vermögen sowie z.B. Erb-
schaften und damit Reduktionsmöglichkei-
ten der Sozialhilfe auf einfache Weise er-
kannt und überprüft werden. 

Steuerdaten werden systematisch in 
allen Fällen im Rahmen der Gesuchs-
prüfung von der Steuerverwaltung einge-
fordert. Bei Bedarf werden diese Daten 
im Einzelfall jeweils auch später wieder 
einverlangt. 
Die periodische Überprüfung des Er-
werbseinkommens erfolgt mittels Mass-
nahme FI 47, weil die Steuerdaten nicht 
genügend aktuell sind. Steuerdaten brin-
gen dem Sozialdienst bezüglich der Ein-
nahmen nur einen begrenzten zusätzli-
chen Nutzen, da nicht davon ausgegan-
gen wird, dass eine Person keine Sozial-
abgaben entrichtet, dafür die Einnahme 
bei den Steuern deklariert. Hingegen 
werden bei der Erstabklärung des Ge-
suchs, im Rahmen des Intake, (parallel 
zu den Daten des individuellen AHV-
Kontos) in jedem Einzelfall systematisch 

Umgesetzt Vgl. auch 
SB b 

sowie FI 47. 
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und einmalig die Steuerdaten zwecks 
Überprüfung und Abgleich der Gesuchs-
angaben zur Vermeidung von unrecht-
mässigem Sozialhilfebezug erfragt (setzt 
eine Bevollmächtigung durch die Klientel 
voraus). 

35 FI 10 Das Finanzinspektorat empfiehlt, einen sys-
tematischen Einbezug von Familienangehö-
rigen in die Betreuung zu prüfen und damit 
als Nebeneffekt auch höhere Familien- und 
Verwandtenbeiträge zu erreichen. 

Bei der Dossierneueröffnung wird seit 
1.1.08 die gesetzliche Verwandtenunter-
stützungspflicht durch den Inkassodienst 
abgeklärt. 

Umgesetzt Vgl. IKS-12, FI 12. 

36 FI 11 Das Finanzinspektorat empfiehlt, die Gel-
tendmachung von Kinderzulagen durch die 
Gestaltung der entsprechenden Abläufe und 
entsprechende Anweisungen sicherzustel-
len und allenfalls dafür Spezialisten einzu-
setzen (siehe dazu Empfehlung Nr. 18). 

Die Kinderzulagen wurden als wichtige 
Teilaufgabe in die Kompetenzerweite-
rung der Administration im Rahmen von 
FI 21/19 interiert. Eine entsprechende 
Schulung für die Administration der Be-
ratung, der Fachstellen und der administ-
rativen Fallführung fand im Januar 2010 
statt. 
Seit dem 1.1.2010 prüft das Intake lau-
fend bei neuen Klienten die Anspruchs-
berechtigung für Kinderzulagen. In den 
übrigen Teams wird die Kinderzulagen-
berechtigung jährlich systematisch über-
prüft. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 17 
FI 19 
FI 21. 

37 FI 12 Wir empfehlen, die Schnittstellen (auch 
bezüglich Alimenteninkasso) zwischen den 
beiden Bereichen Sozial- und Inkassodienst 
zu regeln und die Verantwortlichkeiten und 
Kontrollen zu definieren. Weiter sollte das 
Sozialhilfebudget wann immer möglich die 
wahren Gegebenheiten widerspiegeln. Evtl. 
kann mittels Einführung der neuen KISS-
Lösung diesem Problem bereits Rechnung 
getragen werden. 

Die Schnittstelle zwischen Sozialdienst 
und Inkassodienst wurde insbesondere 
auch bezüglich der Alimentenbevor-
schussung optimiert. Verantwortlichkei-
ten und Abläufe sind geregelt. 
Als Ergänzung wird diese Massnahme 
auch technisch unterstützt werden 
(Warnmeldung vor Doppelunterstützung). 

Umgesetzt Vgl. auch IKS-7, 
IKS-12 und SB d. 
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38 FI 13 Das Finanzinspektorat empfiehlt, entweder 
beim Sozialdienst oder beim Kompetenz-
zentrum Arbeit die notwendige Beratungs-
kapazität für arbeitssuchende Sozialhilfe-
empfangende zur Verfügung zu stellen, die 
nicht an das Kompetenzzentrum Arbeit 
überstellt worden sind. Ziel: Sicherstellung 
der entsprechenden Qualifikation für Be-
werbungen. 

Die beim Sozialdienst und bei den spezi-
alisierten Berufsberatungseinrichtungen 
vorhandenen Beratungskapazitäten sind 
zurzeit noch ausreichend. Bei einer an-
haltend schlechten Wirtschaftslage müs-
sen die Kapazitäten jedoch ausgebaut 
werden.  

Umgesetzt  

39 FI 14 Das Finanzinspektorat empfiehlt, das Know-
how des Sozialdienstes zur Betreuung von 
Selbständigerwerbenden so zu erweitern, 
dass a) bereits bestehende Unternehmen 
nach SKOS-Richtlinien begleitet oder auch 
b) neu gegründete Unternehmen nach be-
stehendem Stichwort betreut werden kön-
nen und je nach Erweiterung der Fähigkei-
ten das Stichwort auf die SKOS-Richtlinien 
zurückgefahren wird. 

Das Sozialrevisorat hat sämtliche Dos-
siers von Selbständigerwerbenden über-
prüft. Bei jeder Dossierneueröffnung wird 
bei Selbständigerwerbenden neu der 
Rechtsdienst des Sozialamtes beigezo-
gen. Das Stichwort „Selbständigerwer-
bende“ wurde überarbeitet und vom zu-
ständigen Gremium genehmigt. Die 
Schaffung einer besonderen Fachstelle 
für Selbständigerwerbende wurde ge-
prüft, wurde aber aus verwaltungsöko-
nomischen Gründen nicht geschaffen. 

Umgesetzt  

40 FI 15 Das Finanzinspektorat empfiehlt, das vor-
handene Gesuchsformular teilweise zu prä-
zisieren und auszubauen. 

Das Gesuchsformular wurde unter Ein-
bezug des Datenschutzbeauftrag-
ten/Ombudsmanns und des FI überarbei-
tet und wesentlich erweitert. Seit Februar 
2010 wird das neue Gesuchsformular bei 
allen Fallaufnahmen verwendet. 

Umgesetzt Vgl. auch  
IKS-1 
SB a. 

41 FI 16 Das Finanzinspektorat empfiehlt, anlässlich 
der Gesuchstellung durch alle Gesuchstel-
lenden für den Bezug von Sozialhilfeleis-
tungen eine Vollmacht zur Durchführung 
aller notwendigen Abklärungen unterzeich-
nen zu lassen. 

Bis zur ev. Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für Auskunftspflichten Dritter 
im Rahmen der Teilrevision SHG  wer-
den bei der Erstabklärung der Bedürftig-
keit systematisch die massgebenden 
AHV- und Steuerdaten mittels standardi-
sierter Vollmacht erfragt. Die entspre-
chenden Vollmachtsformulare werden 
angewendet. 

Umgesetzt Vgl. auch  
SBK 23 
SB b 

sowie 
IKS-8 
FI 09 
FI 47. 
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42 FI 17 Das Finanzinspektorat empfiehlt, eine stan-
dardisierte Pendenzenverwaltung (in Pa-
pierform im Dossier oder im KISS) einzufüh-
ren, die es der/dem fallbetreuenden, ferien-
vertretenden oder allenfalls in der Betreu-
ung nachfolgenden Sozialarbeiterin/Sozial-
arbeiter und dem administrativen Personal 
erlaubt, sofort festzustellen, welche Pen-
denzen noch offen sind. 

Eine elektronische Pendenz wird gene-
riert bei: 
• Erreichen des AHV-Vorbezugsalters 
• Erreichen des Pensionsalters betref-

fend BVG 
• Einkommensfreibeträgen bei Erwerbs-

aufnahme  
• Budgetkürzungen (Laufdauer) 

Zudem wird das Umsetzen und Doku-
mentieren des Weisungsverfahrens 
KiSS-technisch unterstützt. 

Die Massnahme ist eine sinnvolle und 
praxisnahe Unterstützung für die Mitar-
beitenden. Insbesondere finanzielle Risi-
ken zu Lasten des Sozialdienstes kön-
nen damit überwacht und vermieden 
werden. Die Pendenzenverwaltung wird 
regelmässig auf Praxistauglichkeit über-
prüft und nötigenfalls angepasst. 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 28 
FI 29 
FI 58 
SB g. 

 

43 FI 18 Das Finanzinspektorat empfiehlt, für ver-
schiedene Fachgebiete den Einsatz von 
Spezialisten und Spezialistinnen zu prüfen. 

Spezialisierte Stellen und Dienste wer-
den vermehrt einbezogen (z.B. Fachstel-
le Drogen, Rechtsdienst), teilweise wur-
den zusätzliche Spezialdienste im Sozi-
aldienst geschaffen (Revisorat, Inspekto-
rat). 

Umgesetzt Vgl. FI 8 und 52. 

44 FI 19 Das Finanzinspektorat empfiehlt, die Ar-
beitsverteilung zwischen Sozialarbeitenden 
(Sozialberatung) und Administrativpersonal 
(finanzielle Hilfe) zu überdenken und ein mit 
dem Kanton abzusprechendes neues Mo-
dell zu entwickeln, das die Sozialarbeiten-
den von administrativen Aufgaben vollstän-
dig oder teilweise entlastet und gut qualifi-
ziertem Administrativpersonal mehr Aufga-
ben zuweist. 

Der Kanton hat im März 2009 der bean-
tragten Aufstockung des Administrativ-
personals auf 50% pro 100%-Sozialar-
beiterstelle zugestimmt. Das erlaubte es, 
per Mitte Oktober 2009 in einem ersten 
Schritt den gesamten Bereich Kranken-
versicherung in einer administrativen 
Fachstelle (Zentrale Krankenkassenstel-
le ZKK) zusammenzufassen. Ein umfas-
sendes Konzept zur Aufgabenneuvertei-
lung zwischen Sozialarbeitenden und 
Administrativpersonal wurde erstellt und 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 21 
SB g 

sowie 
IKS-4 
SBK 18 
FI 11 
FI 61. 
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umgesetzt. Die Mitarbeitenden wurden in 
verschiedenen Veranstaltungen geschult 
und für die Aufgabenneuverteilung bzw. 
die Übernahme neuer Aufgaben vorbe-
reitet. Mit diesen Massnahmen konnten 
die Sozialarbeitenden von administrati-
ven Aufgaben entlastet werden, so dass 
ihnen heute mehr Zeit für die Betreuung 
der Klientinnen und Klienten zur Verfü-
gung steht. Insgesamt hat sich die Be-
lastungssituation für den Sozialdienst 
aber nicht verändert, weil neu anfallende 
umfangreiche Kontroll- und Administra-
tivarbeiten bedeutende Personalressour-
cen beanspruchen. 

45 FI 20 Das Finanzinspektorat empfiehlt, in einer 
ersten Phase die Anwendung bestehender 
Weisungen bezüglich Abschluss und Aus-
wertung von Zusammenarbeitsverträgen 
konsequent durchzusetzen und in einer 
zweiten Phase ein Zusammenarbeitsmodell 
zu entwickeln, das auf eine wesentliche 
Verkürzung der Falldauer ausgerichtet ist. 

Diese Massnahme hängt eng mit der 
Massnahme IKS-6 zusammen und wurde 
mit dieser gemeinsam bearbeitet. 

 

Vgl. Stand der Arbeiten IKS-6 (Nr. 6). 

Umgesetzt vgl. auch 
IKS-6. 

46 FI 21 Das Finanzinspektorat empfiehlt, ein Modell 
zu entwickeln, das mehr Arbeitskapazität 
für die soziale Integration zur Verfügung 
stellt und damit eine raschere berufliche 
Integration ermöglicht und zu einer Sen-
kung der Sozialhilfekosten wesentlich bei-
trägt. 

Diese Massnahme wird zusammen mit FI 
19 bearbeitet (Nr. 44). 

 

Vgl. Ausführungen zur Massnahme FI 
19. 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 19 
SB g 

sowie 
SBK 18. 

47 FI 22 Das Finanzinspektorat empfiehlt, das vom 
Stichwort vorgesehene Vorgehen bezüglich 
Kürzungsandrohungen und Kürzungen beim 
Nichteinhalten von Terminen konsequent 
durchzusetzen. Ausnahmen davon (bei-
spielsweise Drogenabhängige ohne festen 
Wohnsitz usw.) sind bei der Sektionsleitung 

Die Stichwörter haben Weisungscharak-
ter und sind stets einzuhalten. Es han-
delt sich hier um eine Daueraufgabe, 
wobei den Kadermitarbeitenden des So-
zialdienstes bei der Prüfung der Einhal-
tung der Vorgaben eine besondere Ver-
antwortung zukommt. 

Daueraufgabe Vgl. FI 27, 40. 
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zu begründen. 

48 FI 23 Das Finanzinspektorat empfiehlt, nur im 
Ausnahmefall (Pensionierungen, Stellen-
wechsel, Spezialist ist erforderlich, hohe 
Unverträglichkeit zwischen Sozialarbeiten-
den und Klientschaft usw.) Dossiers wäh-
rend der Unterstützungszeit von einer auf 
die andere sozialarbeitende Person zu 
übertragen und durch geeignete Massnah-
men der Qualitätssicherung zu begleiten. 
Sind in Ausnahmefällen Dossierübertragun-
gen notwendig, ist ein Verfahren anzuwen-
den, das Betreuungspausen verhindert und 
einen vollständigen Informationsfluss von 
alter auf neue sozialarbeitende Person si-
chert. 

Die Dossierrotation wurde ausgesetzt. 
Zu verweisen ist auch auf die gegenläu-
fige Forderung in SBK 13.  

Umgesetzt SBK 13 verlangt 
das Gegenteil. 

49 FI 24 Das Finanzinspektorat empfiehlt, bei der 
Neueröffnung von Unterstützungsfällen von 
Familien die Zahnpflege zu thematisieren 
und die noch zu erarbeitenden prophylakti-
schen Massnahmen durchzuführen. Gleich-
zeitig ist darauf hinzuweisen, dass spätere 
auf Karies zurückzuführende Zahnarztkos-
ten nicht oder nur mit hohen Selbstbehalten 
übernommen werden können. 

Durch enge Zusammenarbeit mit dem 
SD und dem SZMD wird die Zahnprophy-
laxe gefördert. Die Nichtübernahme der 
Behandlungskosten oder Selbstbehalte, 
wie sie das FI verlangt, sind rechtlich 
nicht zulässig. Hingegen achtet der So-
zialdienst auf einfache, zweckmässige 
und kostengünstige Behandlungen. Die 
Stadt verfügt über einen Vertrauens-
zahnarzt. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

Vgl. auch FI 25, 
26. 

50 FI 25 Das Finanzinspektorat empfiehlt, mit dem 
Erscheinen des ersten Milchzahnes nach 
den Empfehlungen der Schweizerischen 
Zahnärzte-Gesellschaft mit der Abgabe von 
Kinderzahnpflegesets und entsprechenden 
Merkblättern auf die notwendige Zahnpflege 
aufmerksam zu machen und damit die unter 
Empfehlung Nr. 24 angeregten prophylakti-
schen Massnahmen einzuleiten. Gleichzei-
tig ist darauf hinzuweisen, dass spätere auf 
Karies zurückzuführende Zahnarztkosten 

Durch enge Zusammenarbeit mit dem 
SD und dem SZMD wird die Zahnprophy-
laxe gefördert. Die Nichtübernahme der 
Behandlungskosten, wie sie das FI ver-
langt, ist rechtlich nicht zulässig. Hinge-
gen achtet der Sozialdienst auf einfache, 
zweckmässige und kostengünstige Be-
handlungen. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

Vgl. auch FI 24, 
26. 
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nicht übernommen werden können. 

51 FI 26 Das Finanzinspektorat empfiehlt, eine kon-
sequente und in allen Fällen obligatorische 
Selbstbeteiligung (allenfalls über einschrän-
kende SKOS-Richtlinien hinausgehende) 
bei Zahnbehandlungskosten einzuführen. 

Die Nichtübernahme der Behandlungs-
kosten oder Selbstbehalte, wie sie das FI 
verlangt, ist rechtlich nicht zulässig. Hin-
gegen achtet der Sozialdienst auf einfa-
che, zweckmässige und kostengünstige 
Behandlungen. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

Vgl. auch FI 24, 
25. 

52 FI 27 Unseres Erachtens sollte das Sanktionsmit-
tel „Kürzungen“ konsequenter umgesetzt 
werden. In schwerwiegenden Fällen sollte 
mit dem Rechtsdienst eine Einstellung 
ebenfalls in Betracht gezogen werden. 

Kürzungen werden unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorgaben konsequent um-
gesetzt. 

Daueraufgabe Vgl. FI 7, 22, 29, 
32 und 40. 

53 FI 28 Der Nachvollzug, ob eine Weisung umge-
setzt wird oder wieso nicht, ist kaum mach-
bar. Wir empfehlen, dass der Vollzug sämt-
licher Weisungen dokumentiert wird und 
dass der Ablauf dem Vieraugen-Prinzip 
unterstellt wird (Empfehlung Sozialarbei-
ter/in, Entscheid Sektionsleitung oder höhe-
re Instanz). 

Der Nachvollzug von Weisungen wird 
regelmässig überprüft, wobei bei Bedarf  
der Rechtsdienst beigezogen wird. 
Diese Massnahme wurde auch mittels 
technischer Massnahmen umgesetzt, 
vgl. hierzu die Ausführungen unter FI 17. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 17, FI 29, FI 58 
SB g 

sowie 
IKS-7 
FI 07. 

54 FI 29 Mittels gut geregeltem Ablauf muss zudem 
sichergestellt werden, dass verfügte 
Budgetkürzungen auch wirklich in Abzug 
gebracht werden. Bei SozialarbeiterInnen-
Wechseln oder bei neuen Finanzplänen 
werden Kürzungen häufig nicht mehr be-
rücksichtigt. Die Sanktionsmassnahme ver-
liert damit ihre Wirkung. 

Der Vollzug von Rückerstattungsverein-
barungen und die Umsetzung von Kür-
zungen werden neu elektronisch unter-
stützt.  
 

Vgl. dazu die Ausführungen zur Mass-
nahme FI 17. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 17, FI 28, FI 58 
SB g 

sowie 
FI 07, FI 27, FI 32. 

55 FI 30 Das Finanzinspektorat empfiehlt, durch 
geeignete Massnahmen die selber beein-
flussbare hohe Quote von Rückerstattungs-
fällen zu senken. 

Die Senkung der Rückerstattungsquote 
ist das Resultat verschiedenster Bestre-
bungen zur Vermeidung von Falschzah-
lungen. Es handelt sich dabei um eine 
Daueraufgabe: Fehler müssen laufend 
erkannt und analysiert werden. Der So-
zialdienst hat zur Vermeidung von 
Falschzahlungen eine ganze Reihe von 
Massnahmen entwickelt und umgesetzt. 

Daueraufgabe Vgl. auch 
FI 31. 
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Zu erwähnen sind neben der regelmäs-
sigen Schulung der Mitarbeitenden vor 
allem die neue Kompetenzregelung des 
Sozialdienstes, die regelmässige Kon-
trolle der Finanzpläne und Budgets durch 
die Kaderpersonen, die Einführung stan-
dardisierter Prozesse und die Professio-
nalisierung des administrativ besonders 
anspruchsvollen Krankenkassenbe-
reichs. Trotz der Vielzahl von eingeführ-
ten Neuerungen wird es weiterhin „sys-
tembedingte“ Rückerstattungen geben. 
Diese kommen beispielsweise bei den 
Mietnebenkosten regelmässig vor und 
können nicht verhindert werden. Dossier-
analysen haben gezeigt, dass ein Haupt-
problem bei der Ausrichtung von Integra-
tionszulagen lag. Hier wurde mit den neu 
eingeführten Regelungen eine wichtige 
Fehlerquelle entschärft und ein verein-
fachtes Rückerstattungssystem einge-
führt (vgl. die Hinweise zu FI 42, FI 43, 
SB o.) 

56 FI 31 Seitens des Sozialdienstes sollte mit einem 
gut funktionierenden Internen Kontrollsys-
tem sichergestellt werden, dass keine 
Falschauszahlungen erfolgen, welche an-
schliessend mühsam mittels Rückerstat-
tungsvereinbarungen einkassiert werden 
müssen. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
FI 30 bearbeitet (Nr. 55). 

Vgl. Ausführungen zu Massnahme FI 30.  

Daueraufgabe Vgl. auch 
FI 30. 

57 FI 32 Das Finanzinspektorat empfiehlt, mittels 
Standardablauf-Regelung sicherzustellen, 
dass vorhandene Rückerstattungsvereinba-
rungen vollständig einkassiert werden. Wir 
empfehlen, dass IT-System KISS so zu pro-
grammieren, dass Rückerstattungen auto-
matisch bis zum vollen Betrag in Abzug ge-
bracht werden. 

Rückerstattungsfälle werden neu syste-
matisch vom Inkassodienst bearbeitet. 
Dadurch wird sichergestellt, dass allfälli-
ge Rückerstattungsansprüche geltend 
gemacht werden. 

Umgesetzt Vgl. FI 7, 27, 29. 
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58 FI 33 Das Finanzinspektorat empfiehlt, alle Kin-
dertagesstätten zur sofortigen Aufnahme 
von Kindern von Alleinerziehenden zu ver-
pflichten. 

Die Plätze in den Kindertagesstätten 
sind beschränkt. Die Aufnahme richtet 
sich nach der sozialen Dringlichkeit. Eine 
absolute Priorität für Kinder von Alleiner-
ziehenden würde die anderen Interes-
senten in einer nicht zu rechtfertigenden 
Weise benachteiligen, würde geltendem 
Recht widersprechen und ist daher abzu-
lehnen. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

 

59 FI 34 Das Finanzinspektorat empfiehlt, die Rege-
lung für die Arbeitsaufnahme von Alleiner-
ziehenden (bis zum 4. Geburtstag) auf die 
SKOS-Richtlinien (bis zum 3. Geburtstag) 
zu ändern. 

Die Regelung der kantonalen Sozialhil-
feverordnung und die SKOS-Richtlinien 
stimmen nicht überein. Die kantonalen 
Vorschriften gehen vor (Art. 8 SHV). Das 
Stichwort folgt richtigerweise der kanto-
nalen Regelung 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

 

60 FI 35 Das Finanzinspektorat empfiehlt, durch den 
Rechtsdienst des Sozialamtes abklären zu 
lassen, ob nicht durch eine zurückhaltende 
aber rechtskonforme Beitragszahlung si-
chergestellt werden kann, dass nicht AHV-
Beiträge für Ausländer bezahlt werden, die 
später bei der AHV verfallen. 

Die Massnahme ist nach Auffassung des 
Alters- und Versicherungsamtes aus ver-
schiedenen Gründen nicht zweckmässig. 
Zunächst fallen die meisten Ausländer 
nicht unter die Rückforderungsregelung, 
zudem ist die Massnahme aus adminis-
trativen Gründen kaum durchführbar. 
Aufgrund der Ergebnisse der getroffenen 
Abklärungen ist die Empfehlung nicht 
mehr weiter zu bearbeiten und wird als 
umgesetzt betrachtet. 

Umgesetzt Vgl. SB m. 

61 FI 36 Das Finanzinspektorat empfiehlt zu prüfen, 
ob die soziale und berufliche Integration 
nicht mit dem Einsatz von beispielsweise 
Wochenplänen ab Beginn der Unterstüt-
zungszeit gefördert werden könnte. 

Der generelle Einsatz von Wochenplä-
nen ist nicht zweckmässig, u.a. weil die-
se wegen dem in aller Regel mehrwöchi-
gen Besprechungsintervall gar nicht kon-
trolliert werden könnten. Der damit ver-
bundene zusätzliche immense Adminis-
trativaufwand wäre zudem nicht vertret-
bar. Da die Prüfung der Empfehlung er-
folgt ist, wir diese als umgesetzt betrach-
tet. 

Umgesetzt  

62 FI 37 Das Finanzinspektorat empfiehlt, allen So- Diese Massnahme wurde zusammen mit Umgesetzt Vgl. auch 
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zialhilfeempfangenden mit der Einreichung 
des Gesuchs um Unterstützung gleichzeitig 
einen „Sofortarbeitsplatz“ anzubieten. 

IKS-13 bearbeitet (Nr. 13). 

Vgl. Ausführungen zur Massnahme IKS-
13. 

IKS-13 
SB I 

sowie 
SBK 06. 

63 FI 38 Das Finanzinspektorat empfiehlt, für die 
Fallführung wichtige Abklärungsresultate 
des Rechtsdienstes im KISS zu dokumen-
tieren. 

Auskünfte des Rechtsdienstes werden in 
den Dossiers dokumentiert. 

Umgesetzt  

64 FI 39 Das Finanzinspektorat empfiehlt zur Verhin-
derung von doppelten Krankenkassenprä-
mienverbilligungen, mit Hilfe des zuständi-
gen Amtes des Kantons Bern sämtliche Be-
treuungsdossiers, die vor der Umstellung 
auf den neuen Ablauf im Intake eröffnet 
wurden, ebenfalls einer Prüfung zu unter-
ziehen (Direktzahlungen auf Bank- und PC-
Konti der Klienten könnten so festgestellt 
werden). 

Umgesetzt, Prämienzahlungen erfolgen 
gemäss den kantonalen Vorgaben direkt 
an die Versicherer. 

Umgesetzt Vgl. FI 06. 

65 FI 40 Das Finanzinspektorat empfiehlt, Klientin-
nen und Klienten ohne Arbeitswillen konse-
quent zu sanktionieren. 

Sanktionen können nur im Rahmen des 
übergeordneten Rechts verhängt wer-
den. Die entsprechenden Bestimmungen 
werden angewendet. 

Umgesetzt Vgl. FI 22 und FI 
27. 

66 FI 41 Das Finanzinspektorat empfiehlt aufgrund 
der Höhe des vorhandenen Fallbestandes, 
der eine angemessene Teilnehmendenzahl 
sicherstellt, für fremdsprachige Klienten und 
Klientinnen obligatorische Intensivsprach-
kurse unter Anwesenheitskontrolle selber 
durchzuführen und dadurch die soziale und 
berufliche Integration zu beschleunigen. 

Das bestehende Kursangebot ist ausrei-
chend und wird genutzt. Die Kosten-
übernahme setzt eine Teilnahmebestäti-
gung über die ganze Kursdauer voraus. 
Auch im Kompetenzzentrum Arbeit wird 
gezielt die Sprachkompetenz gefördert. 

Umgesetzt  

67 FI 42 Das Finanzinspektorat empfiehlt, die Praxis 
für die Gewährung von Integrationszulagen 
mit dem Ziel zu überdenken, die Auszah-
lungen zu reduzieren und abzuklären, wer 
für allfällige Leistungsausweitungen zu-
ständig ist. 

Die Praxis der Gewährung von Zulagen 
wurde überprüft. Aufgrund der Analyse 
von zahlreichen Dossiers und als Folge 
der Revision der kantonalen Sozialhil-
feverordnung per 1. Januar 2011 wurden 
die Stichwörter für die Gewährung von 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 43 
SB o. 
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Minimalen Integrationszulagen (MIZ), 
Integrationszulagen (IZU) und Einkom-
mensfreibeträgen (EFB) umfassend 
überarbeitet. Die Ausrichtung von Zula-
gen wird neu stärker an die Finanzpläne 
und Monatsbudgets gekoppelt. Zulagen 
werden nur ausgerichtet, wenn die in den 
Finanzplänen bzw. Monatsbudgets ent-
haltenen Leistungen nachweislich er-
bracht wurden. Neu werden Zulagen 
nicht mehr für den laufenden Monat aus-
gerichtet, sondern für den Vormonat, 
was es einfacher macht, Zulagen bei 
nicht erfüllten Integrationsleistungen zu 
streichen. Die Ausrichtung von Zulagen 
wird zudem durch die Fallführungssoft-
ware KiSS administrativ unterstützt. 

68 FI 43 Das Finanzinspektorat empfiehlt, der richti-
gen Berechnung und Dokumentation von 
Einkommensfreibeträgen vermehrt Beach-
tung zu schenken. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
FI 42 bearbeitet (Nr. 67). 

Vgl. Ausführungen zu Massnahme FI 42. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 42 
SB o. 

69 FI 44 Das Finanzinspektorat empfiehlt, Klienten in 
Ausbildung enger zu betreuen und durch 
eine Sicherstellung entsprechender Berufs-
qualifikation Ausbildungsabbrüche vermei-
den zu helfen. 

Die enge Betreuung von Klientinnen und 
Klienten in Ausbildung wird durch spe-
zialisierte Stellen im KA, bei der Fach-
stelle Junge Erwachsene des Sozial-
dienstes oder durch spezialisierte 
Drittanbieter sicher gestellt. 

Umgesetzt  

70 FI 45 Das Finanzinspektorat empfiehlt, das The-
ma Arbeitsbemühungen, angesichts der 
grossen finanziellen Bedeutung (Gewäh-
rung von IZU, Verkürzung der Falldauer) 
standardisiert zu regeln. 

Die Kontrolle und Dokumentation der 
Arbeitsbemühungen ist geregelt. Zustän-
dig sind entweder das RAV, das KA oder 
(subsidiär) der Sozialdienst. 

Umgesetzt  

71 FI 46 Wir empfehlen angesichts des unbestritte-
nen Fallvolumens die Anstellung eines Arz-
tes oder eine entsprechende Ausweitung 
der Leistungen des Gesundheitsdienstes 
der Stadt Bern. 

Ein Vertrauensarzt konnte gefunden 
werden. Die Zusammenarbeit wurde ver-
traglich geregelt. Die Finanzierung muss 
von der Stadt Bern übernommen werden, 
weil der Kanton eine Lastenausgleichs-

Umgesetzt Vgl. auch SBK 22. 
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berechtigung der entsprechenden Auf-
wendungen nicht anerkannt hat 

72 FI 47 Wir empfehlen, mittels jährlich standardi-
siertem Einholen sämtlicher individueller 
AHV-Konti zu überprüfen, ob Klienten einer 
legalen Nebenbeschäftigung nachgehen. 
Dieses Instrument ermöglicht auf einfache 
Weise eine systematische Überprüfung 
sämtlicher Klienten. 

Weil die gesetzlichen Grundlagen für ei-
ne systematische Abfrage der AHV-Da-
ten nicht existieren, holt der Sozialdienst 
gestützt auf entsprechende Vollmachten 
der Klientel die AHV-Auskünfte ein. Die-
se systematische Prüfung erfolgt jährlich 
für alle Klientinnen und Klienten ab dem 
18. Altersjahr. 

Die jährliche, systematische Überprüfung 
aller individuellen AHV-Konti deckt rück-
wirkend nicht deklariertes Erwerbsein-
kommen, auf welchem Sozialbeiträge 
entrichtet werden, auf und dient der Ver-
meidung von unrechtmässigem Bezug 
von Sozialhilfeleistungen. 

Umgesetzt Vgl. auch  
IKS-8 
SB b 
SB c 

sowie 
FI 16, FI 19, FI 21 
SBK 23. 

73 FI 48 Das Finanzinspektorat empfiehlt, Hinweise 
zu Nebenbeschäftigungen systematisch 
abzuklären. 

Hinweise für Nebenbeschäftigungen 
werden z.T. unter Beizug des Sozialin-
spektorats systematisch abgeklärt. 

Daueraufgabe Vgl. auch FI 47. 

74 FI 49 Das Finanzinspektorat empfiehlt, nicht er-
klärbaren Geldzufluss in jedem Fall konse-
quent abzuklären. 

Unklare Geldzuflüsse werden abgeklärt.  Daueraufgabe  

75 FI 50 Das Finanzinspektorat empfiehlt, den Zu-
gang und die Erhöhung von Zahlungen Drit-
ter nach einem einheitlich geregelten Vor-
gehen sicherzustellen und vermehrt Zah-
lungsabtretungen zu verlangen. 

Zahlungsabtretungen sind nicht nötig, wo 
ein gesetzliches Rückforderungsrecht 
besteht. Im Übrigen werden die Zahlun-
gen Dritter systematisch bewirtschaftet.  

Daueraufgabe  

76 FI 51 Das Finanzinspektorat empfiehlt, bezüglich 
Autobesitzes eine einheitliche Haltung 
durchzusetzen. 

Der Autobesitz ist in einem neu überar-
beiteten Stichwort, welches inhaltlich mit 
dem Regierungsstatthalteramt abge-
stimmt wurde, geregelt. Die Umsetzung 
der entsprechenden Bestimmungen ist 
eine Daueraufgabe, welche durch den 
neu geregelten Zugriff auf Daten des 
Strassenverkehrsamtes bedeutend er-

Daueraufgabe  



 25

leichtert wird. 

77 FI 52 Wir empfehlen bei allen Wohnformen, bei 
denen eine Haushaltsentschädigung mög-
lich ist, die Abklärungen (Aufstellen der 
nötigen Budgets) standardisiert durch die 
immer gleiche(n) Fachperson(en) vorzuneh-
men. Die Abklärung ist schriftlich (inkl. Zah-
lenmaterial etc.) zu dokumentieren und der 
Entscheid dem Vieraugen-Prinzip zu unter-
stellen. 

Es handelt sich hier um Abklärungen, 
welche bei jedem Dossier zu machen 
sind und auch gemacht werden. Die De-
legation dieser Daueraufgabe an eine 
spezialisierte Einheit ist demzufolge 
nicht zweckmässig und würde zu zusätz-
lichen unerwünschten Schnittstellen und 
Mehraufwendungen führen. Bei Bedarf 
wird hingegen das Sozialinspektorat bei-
gezogen. 

Daueraufgabe Vgl. FI 8, 18. 

78 FI 53 Das Finanzinspektorat empfiehlt, in Fällen 
von Diebstahl oder Einbrüchen konsequent 
die Einreichung von Anzeigen durchzuset-
zen. 

Eine erneute Zahlung ist neu an die Be-
dingung geknüpft, dass eine Anzeige 
eingereicht wurde. 

Umgesetzt  

79 FI 54 Das Finanzinspektorat empfiehlt, ange-
sichts der Verfahrensdauer, mit Klienten 
und Klientinnen in IV-Abklärung unbedingt 
Zusammenarbeitsverträge inkl. Zielverein-
barungen abzuschliessen. 

Dank der im Rahmen der 5.IV-Revision 
2008 neu eingeführten Massnahmen und 
der 2009 neu konzipierten Interistitutio-
nellen Zusammenarbeit IIZ wird der Er-
haltung und Förderung der Arbeitsmarkt-
fähigkeit auch bei laufenden IV-
Verfahren höchste Beachtung geschenkt. 
Auch während laufendem IV-Verfahren 
werden Zusammenarbeitsverträge abge-
schlossen. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 55, 
FI 56. 

80 FI 55 Das Finanzinspektorat empfiehlt angesichts 
der entstehenden hohen Sozialhilfekosten, 
bei den zuständigen Behörden vorstellig zu 
werden und nachdrücklich darauf hinzuwei-
sen, dass die IV-Verfahren so schnell wie 
möglich zu beschleunigen sind. 

Soweit aufgrund der bei FI 54 erwähnten 
Massnahmen noch Handlungsbedarf 
besteht, wird fallweise zur Beschleuni-
gung von Verfahren bei der IV interve-
niert. Der Sozialdienst verfügt hierzu 
über eine eigene IV-Hotline. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 54, 
FI 56. 

81 FI 56 Das Finanzinspektorat empfiehlt in IV-Fäl-
len gleich zu Beginn der vermuteten Invali-
dität einen Vertrauensarzt einzusetzen, mit 
dem Auftrag, die vermutete Invalidität ein-
zuschätzen und die Verfahrensdauer infolge 
verzögernder Einsprachen allenfalls verkür-

Vgl. die unter FI 54 und FI 55 erwähnten 
Massnahmen. Eine zur IV-Abklärung 
parallele vertrauensärztliche Untersu-
chung darf nicht dazu führen, das Be-
schwerderecht der unterstützten Perso-
nen einzuschränken. 

Umgesetzt Vgl. auch FI 54, 
FI 55. 
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zen zu helfen. 

82 FI 57 Das Finanzinspektorat empfiehlt, den AHV-
Vorbezug für obligatorisch zu erklären. Ge-
mäss Stichwort bringt dieser keine finanzi-
ellen Einbussen. Der Sozialhilfeaufwand 
kann damit reduziert werden. 

Mit der per Februar 2009 publizierten 
Änderung der SKOS-Richtlinien wurde 
der AHV-Vorbezug obligatorisch erklärt. 
Die BSS hat das entsprechende Stich-
wort per 1. April 2009 angepasst. 

Umgesetzt  

83 FI 58 Wir empfehlen die Pendenzenverwaltung so 
aufzubauen, dass die Anmeldung für den 
AHV-Vorbezug in jedem Fall rechtzeitig 
erfolgen kann. 

Mit der automatischen Pendenzenver-
waltung im KISS wird der AHV-Vorbezug 
neu sichergestellt. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
der Massnahme FI 17 umgesetzt. 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 17, FI 27, FI 28 
SB g. 

84 FI 59 Das Finanzinspektorat bittet um eine Stel-
lungnahme zur vorgeschlagenen Berech-
nungsweise des Fallbestandes im Sozial-
dienst. 

Die gewünschten Daten wurden dem 
Finanzinspektorat geliefert 

Umgesetzt Vgl. auch IKS-4 
und SBK 18.  

85 FI 60 Das Finanzinspektorat empfiehlt, in das 
zukünftige Fallsteuerungsmodell folgende 
Überlegung miteinzubeziehen: Verkürzung 
des Betreuungsintervalls = kürzere Falldau-
er = tiefere Fallkosten. 

Ein Fallsteuerungsmodell für den Sozial-
dienst wurde 2011 entwickelt. Das Fall-
steuerungsmodell orientiert sich primär 
an den vorhandenen Ressourcen und 
der Kooperationsbereitschaft der Klien-
ten und Klientinnen. Je nach Beurteilung 
dieser Kriterien wird der Beratungsauf-
wand im Einzelfall festgelegt. Die Fall-
steuerung führt zu einem wirksameren 
Ressourceneinsatz und zu einer gerech-
teren Verteilung der Fallbelastung unter 
den Sozialarbeitenden. Die Fallsteue-
rung kann im Einzelfall zu einer Verkür-
zung der Falldauer beitragen. Die Glei-
chung „Verkürzung des Betreuungsinter-

valls = kürzere Falldauer = tiefere Fall-

kosten“ ist jedoch nicht allgemeingültig, 
weil die Falldauer in sehr vielen Fällen 
wesentlich von externen Faktoren, ins-
besondere von der Wirtschaftslage, der 
Ausbildung und der Gesundheit der un-
terstützten Person abhängig ist. Diese 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 63, FI 64 
SB f 

sowie 
IKS-6. 
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Faktoren können auch mit einer Fall-
steuerung vielfach kaum verändert wer-
den. Die Integration einer bedürftigen 
Person in den Arbeitsmarkt etwa lässt 
sich durch die Fallsteuerung allein nicht 
grundlegend verbessern.  

Konzeptionell wurde die Fallsteuerung 
2011 entwickelt. Die Umsetzung ist in 
der Sektion Intake bereits erfolgt, in den 
übrigen Sektionen ist die schrittweise 
Umsetzung für die nächsten Monate ge-
plant. Die informatikmässige Unterstüt-
zung soll Ende 2012 / Anfang 2013 reali-
siert werden.  

86 FI 61 Das Finanzinspektorat empfiehlt, ein über-
sichtlicheres Ablagesystem in den Dossiers 
zu entwickeln. 

Die administrative Dossierführung wurde 
optimiert und wird laufend durch das 
Sozialrevisorat überprüft. 

Mit der Übergabe der Dossierbewirt-
schaftung an die Administration wurden 
klare Verantwortlichkeiten festgelegt. 
Eine entsprechende Schulung der Admi-
nistration wurde im Rahmen von FI 19/FI 
21 durchgeführt. 

Daueraufgabe Vgl. auch 
FI 19, FI 21. 

87 FI 62 Das Finanzinspektorat empfiehlt, im IT-
System KISS an dem dafür vorgesehen Ort 
jedes Mal den Archivierungsort festzuhal-
ten. 

Diese Massnahme wird laufend umge-
setzt und anhand von Stichproben über-
prüft. Die Ausstände aufgrund der Reor-
ganisation des Archives sind abgearbei-
tet. 

Daueraufgabe  

88 FI 63 Das Finanzinspektorat empfiehlt, den Per-
sonaleinsatz durch die Prüfung der Einfüh-
rung eines Fallsteuerungsmodells zu opti-
mieren und damit den Personaleinsatz auf 
besondere Erfahrungen und Kenntnisse 
auszurichten und die Arbeitsbelastung unter 
den Sozialarbeitenden auszugleichen. 

Diese Massnahme ist Teil der Fallsteue-
rung und hängt eng mit der Massnahme 
FI 60 (Massnahme Nr. 85) zusammen, 
vgl. die dort gemachten Ausführungen.  

 

 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 60, FI 64, 
SB f 

sowie 
IKS-5. 

89 FI 64 Das Finanzinspektorat empfiehlt, zur besse- Diese Massnahme ist Teil der Fallsteue- Umgesetzt Vgl. auch  
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ren Nachverfolgung und Selbststeuerung 
des Personaleinsatzes die bereits vorhan-
dene Leistungserfassung einzusetzen. 

rung und hängt eng mit der Massnahme 
FI 60 (Massnahme Nr. 85) zusammen, 
vgl. die dort gemachten Ausführungen.  

 

FI 60, FI 63, 
SB f 

sowie 
IKS-5. 

 



 29

 

C. Empfehlungen des Ausschusses der stadträtlichen Kommission für Soziales, Bildung und Kultur SBK 

 

Nr.  Kurzname Inhalt der Empfehlung FI Stand der Arbeiten per 31.12.2011 Status Bemerkungen 

Sozialleistungen (SKOS-Richtlinien / Situationsbedingte Leistungen 

90 SBK 01 Das System für die Ausrichtung der Sozial-
hilfe (SKOS-Richtlinien, Situationsbedingte 
Leistungen, Zulagen usw.) ist zu vereinfa-
chen und transparent zu kommunizieren. 

Das Sozialhilfesystem ist kantonal gere-
gelt und kann demzufolge durch die 
Stadt Bern nicht vereinfacht werden. 
Möglich ist hingegen eine bessere und 
transparentere Kommunikation welche 
durch Massnahmen auf verschiedenen 
Ebenen zu realisieren ist. Diesem Anlie-
gen wird mit der Sozialhilfestatistik und 
dem Sozialhilfereport Rechnung getra-
gen. Soweit die Empfehlung durch kom-
munale Massnahmen überhaupt umge-
setzt werden kann, ist dies erfolgt. 

Umgesetzt Vgl. K-1 bis K-6 
sowie IKS-1 und 
IKS 2 

91 SBK 02 Die Situationsbedingten Leistungen sind 
vermehrt den individuellen, effektiven Be-
dürfnissen anzupassen und nicht auf alle 
gleich anzuwenden. 

Situationsbedingte Leistungen werden 
grundsätzlich individuell bestimmt und 
ausgerichtet. Es gibt dafür keine Pau-
schalansätze, wohl aber für bestimmte 
typische Aufwendungen Höchstbeträge 
(z.B. für Sehhilfen oder Diätkosten). Sol-
che Höchstbeträge werden regelmässig 
in den Stichwörtern festgehalten. 

Umgesetzt  

92 SBK 03 Sowohl beim Grundbedarf als auch bei den 
Situationsbedingten Leistungen sind abge-
stufte, griffige Sanktionen zu ermöglichen, 
das heisst nicht nur eine maximale Kürzung 
von 15% des Grundbedarfs, sondern Kür-
zungen um 25%, 50% oder 100% auf dem 
Gesamtbetrag (Grundbedarf, Zulagen und 
SIL). 

Kürzungen von Sozialhilfeleistungen sind 
nur im kantonal festgelegten Umfang 
möglich. Die Empfehlung kann deshalb 
aus rechtlichen Gründen nicht umgesetzt 
werden. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

Vgl. auch SBK 14 
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93 SBK 04 Die individuelle Gesamtleistung in der 
Sozialhilfe muss so ausgestaltet sein, 
dass die Sozialhilfe (Grundbedarf, SIL, 
Zulagen usw.) nicht höher ist als ein ent-
sprechender Tiefstlohn (nach Abzug der 
Steuern). Oder anders gesagt: Die Beiträ-
ge dürfen nicht so hoch sein, dass der 
Anreiz zur Arbeitsaufnahme wegfällt, weil 
das Einkommen tiefer wäre als die Unter-
stützung durch die Sozialhilfe. 

Massstab für die Ausrichtung der Sozi-
alhilfe sind nicht Tiefstlöhne, welche 
trotz Vollzeitbeschäftigung nicht für 
den Lebensunterhalt ausreichen, son-
dern die kantonalen Unterstützungs-
normen und die SKOS-Richtlinien. Die 
Unterstützungsansätze sind vom Kan-
ton verbindlich vorgegeben. 

Aus rechtlichen 
Gründen nicht um-
setzbar 

 

Beschäftigungsprogramme / Gegenleistungen 

94 SBK 05 In Zusammenarbeitsverträgen zwischen 
Sozialamt und Sozialhilfebezügerinnen 
und -bezügern müssen in der Regel echte 
Gegenleistungen vereinbart werden (bei-
spielsweise gemeinnützige Arbeiten). 

Die Sozialhilfe basiert nicht auf dem 
Prinzip der Gegenleistung für die mate-
rielle Unterstützung. Hingegen kennt 
das Sozialhilferecht Anreize, welche 
die Arbeits- und Integrationsbemühun-
gen fördern sollen. Dieses Anreizsys-
tem wird gemäss den kantonalen Vor-
gaben bereits heute umgesetzt. Für 
weitergehende Gegenleistungen fehlen 
gesetzliche Grundlagen. 

Umgesetzt 

(die weitere Bericht-
erstattung erfolgt im 
Rahmen des Be-
gründungsberichts 
zu der am 4.3.2010 
erheblich erklärten 
Richtlinienmotion 
FDP) 

 

95 SBK 06 Jede Sozialhilfeempfängerin, jeder Sozi-
alhilfeempfänger hat, sofern verfügbar, 
Anspruch auf ein adäquates Beschäfti-
gungsprogramm und – wo sinnvoll – auf 
ein Bewerbungscoaching. 

Die Bereitstellung der entsprechenden 
Angebote ist einerseits Sache des Kan-
tons (GEF und beco ) und andererseits 
Aufgabe der Stadt Bern. Der Gemein-
derat hat im März 2010 im Rahmen der 
neuen Strategie zur Förderung der 
beruflichen und sozialen Integration in 
der Stadt Bern für die Jahre 2010-2013 
ein umfassendes Massnahmenpaket, 
welches die kantonalen Integrations-
massnahmen ergänzt, beschlossen. 
Die Förderung der beruflichen und so-
zialen Integration stellt eine Dauerauf-
gabe dar. Mit der Verabschiedung der 
neuen Strategie sind die konzeptionel-
len und finanziellen Grundlagen für die 

Daueraufgabe Vgl. auch 
IKS-13 
FI 37 
SB I. 
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erfolgreiche Erfüllung dieser Dauerauf-
gabe gegeben. 

96 SBK 07 Der Sozialdienst sucht vermehrt realisti-
sche Kontakte zur Wirtschaft und gene-
riert dadurch Arbeitsplätze für Sozialhilfe-
beziehende (Testarbeitsplätze, wie auch 
feste Stellen). 

Es finden auf verschiedenen Ebenen 
regelmässige und intensive Kontakte 
mit der Wirtschaft statt. Die Stadt Bern 
verfügt nicht zuletzt deswegen im 
schweizerischen Vergleich über eine 
der höchsten Vermittlungsquoten in 
den 1. Arbeitsmarkt. 

Umgesetzt GP 5.2 d. 

Datenaustausch 

97 SBK 08 Der Datenaustausch unter den verschie-
denen Amtsstellen erfolgt systematisch. 
Dafür werden klare Weisungen erlassen. 

Der Datentransfer von und zur Sozial-
hilfe, mithin die Amtshilfe, soll gesetz-
lich neu geregelt werden (Anpassung 
des Art. 8 SHG; vgl. DA-5). Die Stadt 
Bern hat im Rahmen der Vernehmlas-
sung zu den neuen Bestimmungen im 
Februar 2010 einen Ausbau des Da-
tenaustauschs gefordert. Bis zur Teil-
revision des SHG behilft sich der Sozi-
aldienst mit dem systematischen Ein-
satz von Vollmachten in ausgewählten 
Gebieten (AHV, Steuern) zur Erlan-
gung der benötigten Informationen (vgl. 
FI 16). Mit diesen Massnahmen wurden 
alle Möglichkeiten zum Ausbau des 
Datentransfers ausgeschöpft. Nach 
Erlass der neuen kantonalen Bestim-
mungen, also voraussichtlich 2012, 
werden die Regelungen und Abläufe in 
der Stadt Bern dem kantonalen Recht 
angepasst werden. 

Umgesetzt Vgl. auch DA 1, 
2, 4, 5, 6 und 
SBK 9, 12 sowie 
FI 47. 

98 SBK 09 Wo nötig, werden die gesetzlichen An-
passungen vorgenommen, damit bei allen 
involvierten Amtsstellen Daten problemlos 
eingeholt und dadurch Angaben überprüft 
werden können. 

Diese Massnahme wurde zusammen 
mit DA-5 bearbeitet. 

Vgl. Ausführungen zur Massnahme  
DA-5. 

Umgesetzt 

 

Vgl. auch  
DA-5 sowie 
DA-1+2, DA-4-6 
FI 47 
SBK 8+12. 
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99 SBK 10 Der Sozialdienst erfasst alle relevanten 
Daten zur Sozialhilfe der Stadt Bern, erstellt 
aussagekräftige Statistiken dazu und kom-
muniziert diese verständlich. 

Der Ausbau der Statistiken und die ver-
besserte Kommunikation von Sozialhilfe-
daten ist Gegenstand verschiedener 
Massnahmen  
Mit den neuen, periodisch aktualisierten 
Sozialhilfereport, welche wichtige statis-
tische Daten enthält, ist die Empfehlung 
berücksichtigt. 

Daueraufgabe  Vgl. auch K-3, K-4 
und K-6 sowie 
SBK 17. 

100 SBK 11 Im Falle eines Wohnortwechsels werden bei 
den relevanten Amtstellen des alten Woh-
norts umgehend die notwendigen Daten 
erfragt, um Doppelbezüge von Sozialhilfe 
zu verunmöglichen. 

Die neue Schnittstelle zwischen dem 
KISS (Sozialdienst) und der Newod 
(Einwohnerkontrolle) wurde im Novem-
ber 2009 in Betrieb genommen. Die 
wichtigste Kontrolle geschieht bei der 
Anmeldung beim Empfang, wenn der 
Wohnort des Antragstellers mittels Ne-
wod überprüft wird. Dadurch wird sicher-
gestellt, dass nur Einwohner der Stadt 
Bern Sozialhilfe beziehen können. Durch 
den täglichen automatischen Datenab-
gleich wird bspw. beim Wegzug einer 
Person automatisch eine entsprechende 
Meldung an den Sozialdienst generiert. 
Dadurch werden Mehrfachleistungen 
beim Umzug in eine andere Gemeinde 
verhindert. 

Umgesetzt  

101 SBK 12 Datenabfragen sollen wenn möglich elektro-
nisch erfolgen. 

Online-Abfragen sind neu beim Stras-
senverkehrsamt zugelassen. Im Übrigen 
müssen die entsprechenden rechtlichen 
Voraussetzungen vom Kanton (ev. vom 
Bund) noch geschaffen werden. 

Umgesetzt Vgl. auch DA 1, 2, 
4, 5, 6 und SBK 8, 
SBK 9 sowie 
FI 47. 

Sozialdienst 

102 SBK 13 Die Sozialarbeitenden leiten ihre Dossiers 
nach einer gewissen Zeit an andere Sozial-
arbeitende weiter (Routine vermeiden / 
neue Impulse). 

Die Dossierrotation wurde ausgesetzt 
aufgrund der Empfehlung 23 des FI. Weil 
dieses Anliegen intensiv geprüft wurde, 
wird die Empfehlung als umgesetzt aus-
gewiesen. Weitere Arbeiten machen in 

Umgesetzt FI 23 verlangt das 
Gegenteil. 
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absehbarer Zeit nicht Sinn. 

103 SBK 14 Der Sozialdienst hat klare Weisungen betr. 
Sanktionen (bspw. Nicht-Kooperieren be-
deutet eine Kürzung um 50%, Arbeit-Nicht-
Annehmen eine Kürzung um 100%) und teilt 
diese den Klientinnen und Klienten mit. 

Sanktionen können nur im Rahmen des 
übergeordneten Rechts verhängt wer-
den. Die entsprechenden Bestimmungen 
werden angewendet, wobei regelmässig 
der Rechtsdienst beigezogen wird. Die 
entsprechenden Vorlagen wurden über-
arbeitet. Die vom SBK-Ausschuss vorge-
schlagenen Sanktionen sind rechtlich 
nicht umsetzbar. 

Daueraufgabe Vgl. auch SBK 3 
und IKS-2. 

104 SBK 15 Der Sozialdienst prüft die abgeschlossenen 
Dossiers systematisch auf die Rückerstat-
tungspflicht und setzt diese auch durch. 

Eine systematische Prüfung, ob Sozial-
hilfeleistungen nach Abschluss der Un-
terstützung zurückerstattet werden sol-
len, wurde eingeführt. Rückerstattungs-
gründe sind einerseits verbesserte Ein-
kommensverhältnisse und andererseits 
der Anfall von Vermögen, beispielswiese 
aus einer Erbschaft. Bis Ende 2010 wur-
den sämtliche abgeschlossenen Sozial-
hilfedossiers aus den Jahren 2002, 2003 
und 2004 überprüft. Im Jahr 2011 sollen 
die abgeschlossenen Dossiers aus dem 
Jahr 2005 geprüft werden. Die Rücker-
stattungsquote ist wegen der regelmäs-
sig schlechten Finanzlage ehemaliger 
Sozialhilfeklientinnen und -klienten rela-
tiv gering. 

Umgesetzt  

105 SBK 16 Hat eine Sozialarbeiterin, ein Sozialarbeiter 
einen Missbrauchsverdacht, ist das weitere 
Vorgehen/Prozedere klar geregelt (Weisung 
bei Verdacht auf Missbrauch). 

Eine Weisung für Missbrauchsverdachts-
fälle existiert und wird angewandt. 

Umgesetzt  

106 SBK 17 Der Sozialdienst pflegt eine offene, nicht 
defensive Informationskultur und eine hohe 
Fehlerkultur. 

Diesem Anliegen wird mittels Umsetzung 
der Massnahmen K-3 und K-4 sowie 
SBK 1 Rechnung getragen. 

Umgesetzt Vgl. auch K-3, K-
4, K-6 und SBK 1 
sowie SBK 10. 
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107 SBK 18 Nach Einführung von Sozialinspektor/innen 
und -revisor/innen beträgt die Fallbelastung 
für Sozialarbeitende 80 Fälle auf 100 Ar-
beitsprozent. 

Die Schaffung von Sozialrevisorat und 
Sozialinspektorat führt zwar zu einer 
Entlastung der Sozialarbeitenden, nicht 
aber zu einer Reduktion der Anzahl Fäl-
le. Ein weiterer wichtiger Entlastungs-
schritt ist mit der Aufstockung des Admi-
nistrativpersonals erfolgt.  
Die Arbeitslastung der Sozialarbeitenden 
liegt heute bei ca. 80 Fällen pro 100%-
Stelle. Die Fallbelastung pro 100%-Stelle 
Sozialarbeiter/in liegt somit innerhalb der 
kantonalen Vorgaben. Wegen der hohen 
Fluktuationsrate im Sozialdienst ergeben 
sich zurzeit aber trotz der Einhaltung der 
kantonalen Fallbelastungsgrenzen er-
hebliche Belastungen der Mitarbeiten-
den. 

Umgesetzt Vgl. auch IKS-4, 
FI 19, 21. 

108 SBK 19 Ein neues Gesuch um Sozialhilfe (nach Ab-
lehnung oder Einstellung der Sozialhilfe) 
kann erst nach einer bestimmten Karenzzeit 
wieder gestellt werden. 

Die Einführung einer Karenzfrist 
verstösst gegen das massgebende kan-
tonale Recht. 

Aus rechtli-
chen Gründen 
nicht umsetz-
bar 

 

109 SBK 20  Wird eine vom Sozialamt zugewiesene Ar-
beitsstelle abgelehnt, wird die Sozialhilfe 
eingestellt. 

Die Ablehnung einer zumutbaren Arbeit 
führt im Regelfall zur Einstellung der 
Sozialhilfe. Der Sozialdienst befolgt die-
se Praxis konsequent. 

Daueraufgabe  

110 SBK 21 Der Sozialdienst bzw. das Sozialinspektorat 
macht unangemeldete Hausbesuche. 

Das Sozialinspektorat macht unange-
meldete Hausbesuche. 

Umgesetzt  

111 SBK 22 Der Sozialdienst führt das System „Vertrau-
ensarzt“ ein. 

Ein Vertrauensarzt konnte gefunden und 
vertraglich verpflichtet werden. Die neue 
Dienstleistung steht seit November 2009 
zur Verfügung. 

Umgesetzt Vgl. auch  
GP 5.1 h und 
FI 46. 
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112 SBK 23 Wer ein Gesuch um Sozialhilfe stellt, muss 
von Beginn weg und mit allen anderen Un-
terlagen eine Generalvollmacht für die 
Überprüfung der Angaben liefern (diese 
Überprüfung erfolgt jedoch nur im Ver-
dachtsfall). 

Generalvollmachten sind rechtlich nicht 
zulässig. Bis zur ev. Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage für Auskunftspflich-
ten Dritter im Rahmen der Teilrevision 
SHG werden bei der Erstabklärung der 
Bedürftigkeit systematisch die massge-
benden Steuerdaten mittels Vollmacht 
der Klientel erfragt. Für die AHV-Daten 
muss voraussichtlich auch längerfristig 
mit Vollmachten gearbeitet werden, weil 
die Revision des SHG keine Auswirkun-
gen auf den Datenaustausch bei der 
AHV hat. Die Vollmachtsvorlagen sind 
mit dem Datenschützer bzw. FI abge-
sprochen worden. Die Massnahme ist 
somit umgesetzt, soweit sie rechtlich 
zulässig ist. 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 16 
SB b 

sowie 
IKS-8 
FI 09 
FI 47 
FI 09. 

Sozialrevisorat und Sozialinspektorat 

113 SBK 24 Es werden ein Sozialrevisorat und ein So-
zialinspektorat eingeführt. 

Die beiden Einheiten wurden im Rahmen 
eines Pilotprojekts geschaffen. 

Umgesetzt Vgl. auch SBK 25 
und SB e. 

114 SBK 25 Sowohl das Sozialinspektorat als auch das 
Sozialrevisorat sind ausserhalb der BSS 
angesiedelt. 

Mit der Teilrevision des Sozialhilfegeset-
zes erhält die Sozialinspektion im Kan-
ton Bern per 1. Januar 2012 eine gesetz-
liche Grundlage. Durch die Verankerung 
im Sozialhilfegesetz ist der Weiterbe-
stand der Sozialinspektion sichergestellt.  

Der Kanton lässt bezüglich Ansiedelung 
des Sozialinspektorats verschiedene 
Möglichkeiten zu: Die Sozialinspektion 
kann sowohl durch kantonale oder pri-
vate Dienste wie auch durch bei den 
Gemeinden angestellte Fachpersonen 
ausgeübt werden. Weil das Sozialinspek-
torat der Stadt Bern lediglich zwei Mitar-
beitende aufweist und deshalb eine be-
triebswirtschaftlich ungünstige Grösse 

Umgesetzt Vgl. auch 
SBK 26 
SB e. 
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hat, hat der Gemeinderat im Dezember 
2011 beschlossen, sich an einem kanto-
nalen Verein Sozialinspektion zu beteili-
gen und das eigene Sozialinspektorat 
per Mitte 2012 aufzugeben. 

Das Sozialrevisorat ist ein wichtiges in-
ternes Kontrollorgan und ein Qualitätssi-
cherungsinstrument. Es unterstützt die 
Führung des Sozialamts und des Sozial-
dienstes durch regelmässige Dossier-
kontrollen und thematisch ausgerichtete, 
flächendeckende Abklärungen. Eine 
Ausgliederung des Sozialinspektorats 
aus dem Sozialamt würde keinen Sinn 
ergeben. Die bisherige Lösung wird so-
mit weitergeführt. 

115 SKB 26 Bei den Mitarbeitenden im Sozialinspektorat 
und im Sozialrevisorat handelt es sich um 
Fachleute aus den Bereichen Buchhaltung, 
Revision, Polizei usw. 

Für die Mitarbeitenden des Sozialinspek-
torats werden die fachlichen Vorausset-
zungen seit dem 1. Januar 2012 neu 
durch Art. 50e des Sozialhilfegesetzes 
und ergänzende Bestimmungen in der 
Sozialhilfeverordnung abschliessend 
festgelegt. Für die Stadt Bern bleibt so-
mit kein Raum mehr für eigene Regelun-
gen. 

Für das Sozialrevisorat hat sich die bis-
herige Lösung mit Fachleuten aus der 
sozialen Arbeit gut bewährt, so dass 
zumindest in absehbarer Zeit kein Hand-
lungsbedarf besteht. Bei einer allfälligen 
Stellenneubesetzung wird jedoch das 
Anforderungsprofil erneut überprüft, wie 
dies auch sonst üblich ist. 

Umgesetzt Vgl. auch 
SBK 25 
SB e 

sowie 
IKS-13 
FI 37 
SB I. 

116 SBK 27 Alle Dossiers werden kontinuierlich revidiert 
unter der systematischen Nutzung von 
EDV-Möglichkeiten. 

Wurde für alle Selbständigerwerbenden 
bereits realisiert, die anderen Dossiers 
werden laufend vom Sozialrevisorat auf-
grund festgelegter Kriterien revidiert. 

Daueraufgabe  
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Diese interne Revision ergänzt die or-
dentliche Revision durch das FI. 

Sozialbehörde 

117 SBK 28 Die Sozialbehörde wird durch externe Fach-
leute und Parteienvertreter/innen ergänzt 
und (partei-)paritätisch zusammengesetzt. 

Mit GRB 2101 vom 16.12.2009 hat der 
Gemeinderat die Neuorganisation der 
Sozialbehörde und die entsprechende 
Anpassungen der Rechtsgrundlagen 
zuhanden des Stadtrats genehmigt. Er 
schlägt als Sozialbehörde die Einsetzung 
einer Kommission mit Entscheidbefugnis 
vor, was eine Änderung des Kommissio-
nenreglements bedingt, für welche der 
Stadtrat beschlusskompetent ist. 
Das Geschäft geht nun in die parlamen-
tarische Debatte (SBK, Stadtrat). Mit 
Vorliegen des GRB ist aus Sicht der Ver-
waltung die Massnahme abgeschlossen. 

Umgesetzt Vgl. auch 
GP 5.1 e. 
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D. Ergänzende Massnahmen gemäss Schlussbericht des Gemeinderats der Stadt Bern vom 11. Dezember 2008 

 

Nr. Kurzname Inhalt der Massnahme Stand der Arbeiten per 31.12.2011 Status Bemerkungen 

Internes Kontrollsystem IKS 

118 SB a. Anpassung des Gesuchsformulars zum 
Bezug von Sozialhilfeleistung und Erarbei-
tung eines Stammdatenblattes durch die 
Direktion für Bildung, Soziales und Sport 
unter Beizug des Finanzinspektors. 

Das Gesuchsformular wurde unter Ein-
bezug des Datenschutzbeauftragten/Om-
budsmanns und des FI überarbeitet und 
wesentlich erweitert. Seit Februar 2010 
wird das neue Gesuchsformular bei allen 
Fallaufnahmen verwendet. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 15 

sowie 
IKS-1.  

119 SB b. Abklärung und Regelung hinsichtlich des 
systematischen Einsatzes von Vollmachten 
für den Datentransfer zur Bedürfnisabklä-
rung: Treffen Direktion für Bildung, Soziales 
und Sport/Finanzinspektor mit städtischem 
Datenschutzbeauftragten bis Ende 2008. 

Der systematische Einsatz von spezifi-
schen Vollmachten im Bereich der AHV 
und der Steuern sowie die entsprechen-
den Vollmachtsvorlagen sind mit Daten-
schützer bzw. FI abgesprochen worden. 

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 16 
SBK 23 

sowie 
IKS-8 
FI 09.  

120 SB c. Überprüfung der Voraussetzungen bis Ende 
2008 und gegebenenfalls Umsetzung der 
systematischen und periodischen Abklä-
rung der AHV (individuelles Konto, IK) 
durch die Direktion für Bildung, Soziales 
und Sport. 

Weil die gesetzlichen Grundlagen für 
eine systematische Abfrage der AHV-
Daten nicht existieren, holt der Sozial-
dienst gestützt auf entsprechende Voll-
machten der Klientel die AHV-Auskünfte 
ein. Diese systematische Prüfung erfolgt 
jährlich für alle Klientinnen und Klienten 
ab dem 18. Altersjahr. 

Die jährliche, systematische Überprü-
fung aller individuellen AHV-Konti deckt 
rückwirkend nicht deklariertes Erwerbs-
einkommen, auf welchem Sozialbeiträge 
entrichtet werden, auf und dient der Ver-
meidung von unrechtmässigem Bezug 
von Sozialhilfeleistungen. 

Umgesetzt Vgl. auch 
IKS 8 
FI 47 

sowie 
FI 16 
SBK 23. 
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121 SB d. Standardisierung, Dokumentation und Ein-
führung der Prozesse im Sozialdienst von 
Intake bis Outtake (unter Einbezug der 
Schnittstellen Inkassodienst und Rechts-
dienst Sozialamt) bis Ende 2008, weiterer 
Ausbau zu einem umfassenden IKS durch 
die Direktion für Bildung, Soziales und 
Sport. 

Sämtliche Prozesse im Sozialdienst sind 
überarbeitet, aktualisiert und standardi-
siert worden. Die Prozesse sind mit ei-
ner speziellen Informatiklösung für das 
Prozessmanagement erfasst worden und 
stehen allen Mitarbeitenden in elektroni-
scher Form als Arbeitshilfe zur Verfü-
gung. Neue Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter werden bei deren Einführung in 
den Arbeitsalltag intensiv in die Prozes-
se eingeführt. Alle Mitarbeitenden wer-
den zudem regelmässig auf Neuerungen 
in den Abläufen aufmerksam gemacht. 
Die Erarbeitung, Anpassungen und Ak-
tualisierungen der Prozesse sind Dauer-
aufgaben und werden in Zukunft weiter 
aktiv bearbeitet und gepflegt. 

Umgesetzt Vgl. auch 
IKS-7 

sowie 
GP 5.1 a. 

122 SB e. Sozialinspektorat und Sozialrevisorat: An-
tragstellung an den Gemeinderat durch die 
Direktion für Bildung, Soziales und Sport 
nach Abschluss der Pilotphase zur Weiter-
führung und allfälligen Ansiedlung. 

Die Direktion BSS hat dem Gemeinderat 
im Dezember 2011 bezüglich der An-
siedlung des Sozialinspektorats und des 
Sozialrevisorats Antrag gestellt. Der 
Gemeinderat hat beschlossen, dass sich 
die Stadt Bern an einer kantonalen Lö-
sung für die Sozialinspektion beteiligt 
und in Zukunft auf ein eigenes städti-
sches Sozialinspektorat verzichtet. Zu-
gleich hat der Gemeinderat von der Bei-
behaltung der heutigen administrativen 
Angliederung des Sozialrevisorats 
Kenntnis genommen.  

Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu 
SBK 25 (Massnahme Nr. 114).  

Umgesetzt Vgl. auch 
SBK 24 
SBK 25. 

123 SB f. Entwicklung eines Fallsteuerungsmodells 
durch die Direktion für Bildung, Soziales 
und Sport (Sozialdienst), gegebenenfalls 
mit externer Unterstützung. 

Diese Massnahme ist Teil der Fallsteue-
rung und hängt eng mit der Massnahme 
FI 60 (Massnahme Nr. 85) zusammen, 
vgl. die dort gemachten Ausführungen.  

 

Umgesetzt Vgl. auch  
FI 60, FI 63, FI 64 

sowie 
IKS-5. 
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124 SB g. Aufbau einer IT-gesteuerten Pendenzenver-
waltung in der Fallführung durch die Direk-
tion für Bildung, Soziales und Sport (Sozial-
dienst) bis spätestens Ende 2009. 
Die Direktion für Bildung, Soziales und 
Sport wird beauftragt, eine Trennung der 
Sozialarbeit (soziale, berufliche und ge-
sundheitliche Integration) von der Tarifie-
rung (Bemessung und Auszahlung wirt-
schaftliche Hilfe) zu prüfen. Die externe 
Revisionsstelle oder eine gleichwertige 
Fachstelle hat Einsitz in der entsprechen-
den Arbeitsgruppe. 

Die elektronische Pendenzenverwaltung 
wurde realisiert. Eine elektronische Pen-
denz wird generiert bei: 

• Erreichen des AHV-Vorbezugsalters 
• Erreichen des Pensionsalters betref-

fend BVG 
• Einkommensfreibeträgen bei Erwerbs-

aufnahme 
• Budgetkürzungen (Laufdauer) 
Zudem wird das Umsetzen und Doku-
mentieren des Weisungsverfahrens 
KiSS-technisch unterstützt. 

Die Massnahme ist eine praxisnahe Un-
terstützung für die Mitarbeitenden. Ins-
besondere finanzielle Risiken können 
damit überwacht und vermieden werden. 
Die Pendenzenverwaltung wird regel-
mässig auf Praxistauglichkeit überprüft, 
und nötigenfalls angepasst. Die Arbeits-
verteilung zwischen Sozialarbeit und 
Administration wird zurzeit im Rahmen 
der Massnahmen FI 19 und FI 21 inten-
siv geprüft. 

Daueraufgabe Vgl. auch  
FI 17 
FI 28 
FI 29 
FI 58 

sowie 
FI 19 
FI 21. 
 

125 SB h. Überprüfung der Sozialhilfepraxis bezüglich 
Ortsabwesenheit resp. Auslandaufenthalt 
des/der Sozialhilfeklienten/Sozialhilfeklien-
tin und Anpassung der Weisung ("Stich-
wort"). 

Das entsprechende Stichwort wurde 
überarbeitet und vom zuständigen Gre-
mium genehmigt. Das Stichwort tritt per 
1.11.2009 in Kraft. 

Umgesetzt  
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Subsidiarität 

126 SB i. Überprüfung der BVG (Berufliche Vorsor-
ge)- und EL (Ergänzungsleistungen)-
Dossiers durch die Direktion für Bildung, 
Soziales und Sport (Sozialrevisorat) bis 
Ende 2008. 

Die Überprüfung der Berufliche Vorsor-
ge- und der Ergänzungsleistungs-
Dossiers (BVG- und EL-Dossiers) wurde 
durch das Sozialrevisorat vorgenommen. 
Die Schwierigkeiten im Bereich der be-
ruflichen Vorsorge liegen vor allem beim 
Erkennen des BVG-Anspruchs und bei 
der Sicherung der BVG-Guthaben. Mit 
Hilfe einer neuen automatisierten Pen-
denzmeldung im Klienteninformations-
system KiSS sowie mit der Einführung 
der BVG-Prozesse im Prozessmanage-
mentsystem des Sozialamtes und der 
Überarbeitung der Checklisten können 
die Risiken in diesem Bereich auf ein 
Minimum reduziert werden. Zudem wur-
den Schulungen über die wichtigsten 
Punkte des BVG-Prozesses in das Wei-
terbildungskonzept des Sozialamts inte-
griert. 

Umgesetzt  

127 SB j. Überprüfung der Dossiers durch die Direk-
tion für Bildung, Soziales und Sport (Sozial-
revisorat) auf Zugehörigkeit zur Burgerge-
meinde der Stadt Bern bis Ende 2008. 

Die Überprüfung ist erfolgt und konnte 
im Dezember 08 abgeschlossen werden. 
Es wurde ein Dossier mit Zugehörigkeit 
Burgergemeinde gefunden. 

Umgesetzt  

128 SB k. Überprüfung der Sozialhilfepraxis bezüglich 
freiwilliger Zuwendungen Dritter und nöti-
genfalls Formulierung einer entsprechen-
den Weisung ("Stichwort"). 

Dieses Stichwort wurde überarbeitet und 
von der Sozialbehörde genehmigt. Das 
Stichwort ist im Internet aufgeschaltet. 

Umgesetzt Vgl. auch  
IKS-2. 
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Berufliche Integration 

129 SB l. Umsetzung der Massnahme IKS-13 durch 
die Direktion für Bildung, Soziales und 
Sport gemäss Umsetzungsbericht vom 
27. Februar 2008 im Sinne, dass für die 
Sozialhilfeklientschaft umgehende Arbeits- 
und Beschäftigungsplätze nach Zielgruppen 
bereitgestellt werden - in Anlehnung an 
Passage (Winterthur). Kreditantrag und 
Evaluation des Projekts Ende 2009. Die 
Direktion für Bildung, Soziales und Sport 
(Sozialdienst) wird beauftragt abzuklären, 
wie zukünftig im Rahmen der bestehenden 
Ressourcen sichergestellt werden kann, 
dass Klientinnen und Klienten, die nicht 
vom Kompetenzzentrum Arbeit betreut wer-
den, genügend Beratung bei Bewerbungen 
erhalten. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
IKS-13 bearbeitet (Nr. 13). 

 

Vgl. Ausführungen zur Massnahme IKS-
13. 

Umgesetzt Vgl. auch 
IKS-13 
FI 37 

sowie 
SBK 06. 

Bemessungsgrundlagen 

130 SB m Abklärung durch die Direktion für Bildung, 
Soziales und Sport zur Erschliessung zu-
sätzlicher Einnahmen durch Rückforderung 
von AHV-Mindestbeiträgen, welche vom 
Gemeinwesen bezahlt werden und nicht 
rentenbildend wirken. 

Die Massnahme ist nach Auffassung des 
Alters- und Versicherungsamtes aus ver-
schiedenen Gründen nicht zweckmässig. 
Zunächst fallen die meisten Ausländer 
nicht unter die Rückforderungsregelung, 
zudem ist die Massnahme aus admini-
strativen Gründen kaum durchführbar. 
Aufgrund der erfolgten Abklärungen 
ergibt sich kein weiterer Handlungsbe-
darf, weshalb die Empfehlung als umge-
setzt ausgewiesen wird. 

Umgesetzt Vgl. FI 35. 
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131 SB n Berichterstattung der Direktion für Bildung, 
Soziales und Sport über die Ergebnisse der 
kantonalen Überprüfung des kantonalen 
Anreiz- und Zulagensystems. 

Zu den vorgesehenen Änderungen der 
Sozialhilfeverordnung hat die BSS in der 
Antwortvorlage an den Gemeinderat zu 
Handen der GEF Stellung genommen. 
Die Vorlage strebt eine Optimierung des 
Zulagensystems für Jugendliche und 
Junge Erwachsene an und beseitigt kon-
zeptionelle Mängel des heutigen Sys-
tems. Diese Mängel waren mit ein Grund 
für bestehende Vollzugsprobleme im 
Zulagenbereich. Mit dem Abschluss des 
Vernehmlassungsverfahrens sind die 
Möglichkeiten der Einflussnahme der 
Stadt Bern in diesem Bereich ausge-
schöpft. Die Massnahme wird deshalb 
als umgesetzt ausgewiesen.  
Nach der Teilrevision der Sozialhilfever-
ordnung wird das Sozialamt die Umset-
zung der neuen Bestimmungen an die 
Hand nehmen, vgl. hierzu die Ausfüh-
rungen zu Massnahme FI 42. 

Umgesetzt Vgl. auch 
GP 5.2 c. 

132 SB o Überprüfung der Anwendungspraxis des 
Sozialdiensts der Stadt Bern im Bereich der 
Zulagen (EFB, IZU, MIZ) durch die Direkti-
on für Bildung, Soziales und Sport (Sozial-
revisorat) bis Mitte 2009. 

Diese Massnahme wurde zusammen mit 
FI 42 bearbeitet (Nr. 67).  

 

Vgl. Ausführungen zur Massnahme FI 
42.  

Umgesetzt Vgl. auch 
FI 42 
FI 43 

sowie 
GP 5.2 c. 
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